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Einleitung. 



Die vorliegende Arbeit hat es sich zur Aufgabe gestellt, 
zu untersuchen, wie sich das System der zwei gesetzgebenden 
Kammern in den einzelnen Kolonien Nordamerikas ausgebildet 
hat, wie es dann später in die Verfassungen der dreizehn „ur- 
sprünglichen'' Staaten eingeführt und endlich in die Unions- 
verfassung vom Jahre 1789 aufgenommen wurde. 

Das Zweikammersystem gehört jener Zahl politischer 
Prinzipien an, die sich sowohl in der Theorie wie im Leben 
den Charakter „ewiger" Wahrheiten politischer Klugheit er- 
worben haben. Diese Wahrheiten werden selten bestritten, 
weit öfter nimmt man sie auf Treu und Glauben an. Vom 
Zweikammersystem spricht man wie von einem Axiome, das 
als notwendige Voraussetzung jeder vernünftigen Politik erscheint. 

Es liegt nicht im Rahmen dieser Arbeit zu untersuchen, 
ob diese Wertschätzung des Zweikammersystems tatsächlich 
dessen innerem Werte entspricht: wenn dennoch die folgenden 
Ausführungen auf eine praktische Bedeutung für das immer 
noch lebendige Problem der Kammerorganisation Anspruch er- 
heben, so ist es in dem Sinne zu verstehen, dass sie eine an- 
schauliche Zurückweisung darstellen wollen aller jener Versuche, 
die dem Zweikammersystem den Charakter einer aus der Natur 
der repräsentativen Regierung fliessenden Institution zuschreiben: 
dieses System, und was für uns besonders von Bedeutung ist, 
dieses System in der Form, die oft als Gipfelpunkt seiner Ent- 
wicklung angesehen wird, ist eine zufällig entstandene Ein- 
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richtung. Das anzuerkennen ist der erste Schritt zu einem 
kritischen Verhalten gegenüber dem Problem der Kammer- 
organisation. 

Von England abgesehen, wo das Zweikammersystem nicht 
das Resultat theoretischer Erwägungen, sondern vielmehr das 
Ergebnis des Zusammentreffens von äusseren Umständen „a 
matter of sheer accident*' ^) war, finden wir eine ähnliche, so- 
zusagen natürliche Bildung der aus zwei Kammern bestehenden, 
gesetzgebenden Versammlung nur in den einzelnen Kolonien 
Nordamerikas und zwar in denjenigen unter ihnen, die unter 
dem Namen Neuengland bekannt sind-). Neben dieser äusseren 
Aehnlichkeit besteht aber im Vorgange des Wachstums dieses 
Systems ein wesentlicher Unterschied zwischen England und 
Nordamerika: während nämlich das Mutterland im Laufe der 
Geschichte zur Bildung nur einer auf Wahl beruhenden Kammer 
gelangte, kam in den Kolonien Neuenglands der Entwicklungs- 
prozess mit der Schöpfung zweier durch das Volk gewählten 
Kammern zum Abschluss. Dieses Resultat ist für die weitere 
konstitutionelle Entwicklung Nordamerikas von einschneidender 
Bedeutung geworden : als nämlich in der revolutionären Epoche 
die Einzelstaaten vor das Problem gestellt wurden, ihre Staats- 
ordnung auf neuen Prinzipien aufzubauen, hatten sie das Bei- 
spiel zweier Staaten vor Augen, die sich ihre ursprünglichen 
Einrichtungen bis zur Trennung von England unangetastet be- 
wahrt haben: es waren dies Connecticut und Rhode Island. 
Ein weiteres Beispiel bot ihnen ein dritter Staat — Massachu- 
setts — , der nur gezwungen seine selbständig entwickelte Ver- 
fassung geändert hatte, und der, als die Abhängigkeit von Eng- 
land beseitigt war, die Grundlage seiner ursprünglichen Ver- 
fassung wieder ins Leben gerufen hatte. Diese Grundlage war 
wie in den beiden andern Staaten eine aus zwei Kammern 
bestehende, auf unmittelbare Wahl beruhende, gesetzgebende 



1) Freeman, Comparative politics, 1873, p. 21. 

2) Das Zv^eikammersystem wurde auch in andern Kolonien einge- 
führt, doch trat es dort nicht als Produkt einer selbständigen Entwicklung 
auf, sondern nur als eine durch die Krone oder die Eigentümer verpflanzte 
englische Institution. 
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Körperschaft. Die Verfassungen der revolutionären Epoche 
ahmen mit vereinzelten Ausnahmen^) dieses Beispiel nach. 

Die Kolonien, denen vom Geschicke vergönnt war, ihre 
politischen Einrichtungen unabhängig von England zu entwickeln, 
haben aber jenes andere Prinzip, welches zusammen mit dem 
oben erwähnten die Eigentümlichkeit der Verfassungen der 
revolutionären Epoche bildete, nicht geschaffen, nämlich die 
Trennung der gesetzgebenden und der vollziehenden Gewalt: 
der Rat der Magistrate oder Assistenten mit einem Gouverneur 
an der Spitze war in Neuengland nicht nur eine gesetzgebende 
Kammer, sondern zugleich ein kollegiales, vollziehendes Organ. 
Um die Notwendigkeit der Trennung dieser Gewalten anzuer- 
kennen, musste man zur Ueberzeugung kommen, dass sie von 
Natur aus die Träger entgegengesetzter Interessen seien : diese 
Ueberzeugung konnte aber nur in jenen Kolonien entspringen, 
in welchen die Vertreter der vollziehenden Gewalt nicht vom 
Volke gewählt, wie dies in Neuengland (New-Hampshire aus- 
genommen) der Fall war, sondern vom Könige oder von Privat- 
eigentümern angestellt wurden und also in den meisten Fällen 
als Wahrer der dem Volke fremden Interessen auftraten. Der 
Gegensatz zwischen „rex" und „regnum" stand hier in voller Blüte. 

Die Lehre von der Trennung der Gewalten, die am Ende 
des XVIII. Jahrhunderts in Amerika ein so grosses Ansehen 
besass, hat also nur das sanktioniert, was man nach den traurigen 
Erfahrungen in den Kolonien, die der Krone oder den Eigen- 
tümern gehörten, schon von vornherein für unentbehrlich er- 
kannt hatte. Und so legte man den vom Volke oder von der 
gesetzgebenden Versammlung gewählten Gouverneuren Eigen- 
schaften bei, die man bei den angestellten Gouverneuren der 
kolonialen Aera zu erblicken gewohnt war. Es war nur selbst- 
verständlich, dass, wenn man das höchste Organ der vollziehen- 
den Gewalt von der gesetzgebenden Versammlung trennen 



1) Maryland mit seinem indirekt gewählten Senate, Pennsylvania 
und Georgia mit ihrer aus einer Kammer bestehenden, gesetzgebenden 
Versammlung. Diese letzte Eigenschaft der Pennsylvania- Verfassung stand, 
wie wir es später sehen werden, im engen Zusammenhange mit ihrer kon- 
stitutionellen Vergangenheit. Georgia befand sich unter dem Einflüsse 
von Pennsylvania. 
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wollte, man zugleich auch- die gesetzgebende Gewalt von der 
Teilnahme an der Verwaltung ausschliessen musste^- 

So haben sich zwei von einander und von der vollziehen- 
den Gewalt unabhängige auf Wahl beruhende Kammern gebildet. 
Das Zweikammersystem hat also schon in der revolutionären 
Epoche seinen Abschluss gefunden. 

Dieses System in seiner amerikanischen Gestaltung übt 
besonders von der Mitte des XIX. Jahrhunderts einen bemerk- 
baren Einfluss auf die europäischen und aussereuropäischen 
Verfassungen aus: nicht nur Bundes-, sondern auch Einheits- 
staaten sind in dieser Hinsicht fleissige Copierer des ameri- 
kanischen Musters. Die ganze moderne Vorstellung von einer 
„rationellen" Organisation der gesetzgebenden Kammern ist 
von amerikanischen Prinzipien durchdrungen ^). Diesen Einfluss 
haben die amerikanischen Gedanken hauptsächlich durch die 
Unionsverfassung vom Jahre 1789 ausgeübt. Es ist deshalb 
für uns von Wert, das Zustandekommen des Zweikammer- 
systems in der Philadephia - Konvention in grossen Zügen 
wiederzugeben. 

1) G. Jellinek in seiner allgemeinen Staatslehre, 2. Aufl. 1905 S. 504 
sagt, dass „die eigentümliche von der englischen abweichende Verfassungs- 
geschichte der Kolonien zu einem der Montesquieuschen Forderung ähn- 
lichen Verhältnis von Legislative und Exekutive geführt hatte". Die 
Montesquieusche Forderung besteht in der absoluten Trennung der Ge- 
walten: die amerikanischen Gliedstaatverfassungen befolgten dieses 
Prinzip, indem sie in der Regel den Gouverneur und die Kammer völlig 
Voneinander schieden. Die englische Verfassung stand zur selben Zeit 
im Widerspruch zur Montesquieuschen Lehre, da sie die Kabinettsmitglieder 
im Parlamente duldete. Die amerikanischen Staaten hatten aus der 
kolonialen Aera schlechthin kein Kabinett oder irgend eine ihr im Wesen 
ähnliche Einrichtung mit herübergebracht. Die Trennung der Legislative 
und Exekutive war hier daher eine vollständige. 

2) Ich meine damit die in endloser Manigfaltigkeit auftretenden 
Lehren von der „atomistischen" und „organischen" Vertretung, von der 
Vertretung der „zentralistischen" und „zentripetalen" Kräfte des Staates usw. 



Neuengland - Kolonien. 

I. Massachusetts. 

In der Gruppe der Kolonien, die unter dem Namen Neu- 
england bekannt sind, müssen wir Massachusetts an erster Stelle 
setzen, in welchem das Zweikammersystem vor allen andern 
Nachbarkolonien Anwendung gefunden hat. 

Massachusetts, zuerst von einer Handelsgesellschaft ab- 
hängig, die durch die Charte vom 4. März 1629 inkorporiert 
wurde und deren Sitz in London war, wurde nach dessen Ver- 
legung nach Amerika und nach der Liquidation ihrer Geschäfte, 
die bald darauf erfolgte, zu einer autonomen, politischen Körper- 
schaft erhoben. Die Charte, welche die Organisation der 
Handelsgesellschaft regelte, wurde — mit Recht oder Unrecht 
lassen wir dahingestellt — als Grundgesetz der jungen Kolonie 
angenommen und bildete für die spätere Entwicklung ihrer 
politischen Struktur eine Richtschnur. 

Die Charte setzt zwei Organe fest: 1. Den Rat, der sich 
aus 18 Assistenten zusammensetzt mit einem Gouverneur und 
einem Vizegouverneur an der Spitze und 2. die Generalver- 
sammlung aller Mitglieder der Gesellschaft. Die Mitglieder 
des Rates versammeln sich alle Monate oder noch öfter, wenn 
dies nötig ist, und ihre Aufgabe besteht in der Besorgung der 
laufenden Geschäfte. Die Generalversammlungen, an denen 



1) Poore, The Federal and State Constitutions, Washington, 1877, 
p. 932. In ihren hauptsächlichsten Teilen gleicht die Charte von Massa- 
chusetts andern Charten von Handelsgesellschaften aus jener Epoche sehr, 
unter denen die typischste diejenige ist, die die Königin Elisabeth am 
31. Dezember 1600 der ostindischen Handelsgesellschaft gegeben hat. 
Vgl. Morey, The genesis of a >vritten Constitution, Annais of the American 
Academy of polit. and social Science, April 1891, p. 535. 



auch die Assistenten (quorum 6) sowie die Gouverneure teil-, 
nehmen, finden alte drei Monate statt. Man arbeitet dort die 
Gesetze und die Verordnungen („ordonnances") aus, nimmt 
neue Mitglieder auf und Wählt die Unterbeamten. In einer [ 
dieser Versammlungen ernennt man den Gouverneur, den Vize- 
gouverneur und die Assistenten auf ein Jahr. 

Bei der Anwendung auf die neuen Bedinguugen des 
kolonialen Lebens musste die durch die Charte festgesetzte 
Organisation gewisse Veränderungen erleiden. Die General- 
versammlungen alier „freemen" — der vollberechtigten Glieder 
der Gesellschaft — die wohl in London möglich waren, stiessen 
in Amerika auf ernstliche Schwierigkeiten, deren Grund in den 
Weiten Entfernungen der, einzelnen „towns" voneinander und 
im ständigen Anwachsen der Bevölkerungszahl lag. Das 
einzige Mittel, ähnliche Schwierigkeiten zu beseitigen, Wäre, 
anstelle persönlicher Teilnahme aller „freemen" an den General- 
versammlungen, das Vertretungssystem zu setzen. Mit der Zeit 
haben die Kolonisten zu diesem Mittel gegriffen, aber zuerst 
mussten sie die oligarctiischen Tendenzen der Assistenten über- 
winden, die versuchten, alle Rechte, Welche die Charte der 
Versammlung der „freemen" verlieh , auf ein Nichts einzu- 
schränken. Im Jahre 1630 haben die Assistenten, unterstützt 
durch die Geistlichkeit, die „freemen" Überzeugt, ihnen die 
gesetzgeberischen Funktionen zu übergeben, und im selben 
Jahre haben sie die Wahl des Gouverneurs und Vizegouverneurs 
in ihre Hände genommen. Es blieb also für die „freemen" nur 
die Wahl der Assistenten; dieses Recht War aber auch so sehr 
eingeengt, dass es für sie in Wirklichkeit nicht mehr als ein 
„nudum ius" bedeutete ')■ Solche Tendenzen vertrugen sich 
aber wenig mit jenen Grundanschauungen von den Rechten 
des englischen Bürgers, welche die Kolonisten aus ihrer Heimat 



1) „Theprincipalereasonwhy thecolony was lessdemocraticthanmight 
have beeti expected was that, thougt the civil goVernment Was in theory 
separate from the ecclcsiastical, it Was in reality strictiy subordinate. By 
their ability and inoral inflaence the ministers had acquired a supremacy 
in the State whict they used in part to counteract the growth of democratic 
ideas", Gooch, The history of english democratic ideas, in the XVH Century, 
1898, p. 79. 
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mitgebracht hatten. Die Stimmen, die darüber klagten, dass 
man sie als Sklaven regiere, mehrten sich von Tag zu Tag. 
Das Ende der Selbstherrschaft der Assistenten wurde herbei- 
geführt durch jene bedeutungsvolle Weigerung von Seiten der 
Bevölkerung Watertowns, die Steuer zur Befestigung von New- 
town zu entrichten. Die Vertreter der ungehorsamen „town*" 
rechtfertigten ihr Verhalten dadurch, dass sie diese Steuer als 
eine ihres Erachtens nach „taxation without representation*' er- 
klärten. Dieser Zusammenstoss wurde auf friedliche Weise 
beigelegt, doch lassen sich die Folgen dieses Vorkommnisses 
daran erkennen, dass schon im folgenden Jahre Vertreter, und 
zwar zwei von jeder „town*", in die Generalversammlung be- 
rufen wurden^). 

Diesmal wurden die Rechte der Deputierten nur auf die 
Steuerbewilligung beschränkt; aber schon nach zwei Jahren 
treten sie als vollberechtigte Mitglieder des gesetzgebenden 
Organs der Kolonie auf. Die alljährliche Wahl des Gouverneurs, 
des Vizegouverneurs und der Assistenten geht wieder an die 
„freemen** zurück-). 

Man könnte nun fragen, warum die Umgestaltung der 
kolonialen gesetzgebenden Versammlung, durch die Einführung 
eines neuen Elements — nämlich der Vertreter von „towns*' — 
und nicht durch die Erweiterung der Assistentenzahl geschehen 
sei. Nach der Meinung eines amerikanischen Forschers — 
Haynes — „konnte Massachusetts seine Bedürfnisse nicht durch 
die Wahl von mehreren Assistenten befriedigen, weil die Charte 
durch die Beschränkung dieser Körperschaft auf achtzehn Mit- 
glieder diese jeder Biegsamkeit beraubte, wodurch sie sich sonst 
zu einem entsprechenden repräsentativen Organe hätte entwickeln 
können"^). Diese Behauptung kann kaum als den historischen 
Tatsachen entsprechend angesehen werden. Der Rat der Assi- 



1) Eine ausführliche Darstellung bei Doyle, The puritan colonies, 
vol. I, p. 139, 140. London, 1887. 

2) Nur eine Zeitlang (1636—39) wurde ein Teil der Assistenten lebens- 
länglich in einen „standing Council" gewählt, dessen Aufgabe darin bestand, 
den Militärbehörden Anweisungen während des „Pequot war" zu geben. 

3) Haynes, Representation and suf frage in Massachusetts, John 
Hopkins University Studies, 1894, p. 23. 
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stellten, der sich für eine auf Lebensdauer gewählte Körper- 
schaft zu halten pflegte, >Ä?ollte keineswegs dieser privilegierten 
Stellung entsagen, als er sich unter dem Druck der öffentlichen 
Meinung genötigt sah, den Vertretern der „towns** einen Platz 
in der Generalversammlung zu gewähren. Nur die weitere, den 
Assistenten unerwartete Wendung der Umstände hat sie gleich 
den Deputierten unter die Abhängigkeit von der Wahl durch 
die „freemen** gestellt. 

Wohl hat die Autorität der Charte eine Rolle dabei ge- 
spielt, aber nicht in jener Richtung, wie es Haynes scheint: 
die Charte setzte zwei Organe fest: den Rat der Assistenten 
und die Versammlung der „freemen**. Das erste Organ hatte 
Bestand, das zweite ist verschwunden: es handelte sich nun 
in den Augen der „freemen" um dessen Wiederherstellung, 
wenn auch in veränderter Form, und wir sehen, dass ihre Ver- 
treter, als sie in die Generalversammlung berufen wurden, vom 
Gouverneure verlangten, dass er ihnen die Charte vorlege, da- 
mit sie, sich stützend auf die letztere, die niedergetretenen Rechte 
der „freemen'', als deren unmittelbare Erben sie sich betrach- 
teten, übernehmen könnten. 

Der Rat der Assistenten hat also den Platz, den ihm die 
Charte angewiesen hatte, wieder eingenommen, und an Stelle 
der „freemen'' traten in der gesetzgebenden Versammlung deren 
Vertreter. 

Die Verschiedenheit der Funktionen, die, den Bestimmungen 
der Charte entsprechend, die Assistenten einerseits und die 
„freemen** oder deren Nachfolger, die Deputierten, andererseits 
zu erfüllen berufen waren, hatte wichtige Folgen im Sinne der 
weiteren Differenzierung dieser beiden Elemente der General- 
versammlung. Die Rolle der Assistenten bestand, abgesehen 
von ihrer Teilnahme an der Gesetzgebung, in der Erfüllung 
administrativer Funktionen zusammen mit den Gouverneuren. 
Assistenten bilden den permanenten Rat bei dem Gouverneure 
und dieser ist unter ihnen nur „primus inter pares"* ^). Die 



1) Im Streite mit dem Gouverneur Winthrop behauptet Vizegouver- 
neur Dudley, dass „the governor had no power beyond that of an Assistant, 
excepte the rights to summon the Court and to take formal precedence". 
Doyle a. a. O., I, p. 141. 
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Assistenten suchen diese Stellung festzuhalten und wehren sich 
mit allen Kräften gegen jeden Versuch von selten der Depu- 
tierten, ihre Vertreter in den Rat zu schicken. In solchen An- 
massungen sehen die Assistenten nicht ohne Grund „an Inno- 
vation upon the Charter''. 

Während die Zahl der Deputierten mit der Bildung und 
Inkorporierung neuer „towns'' zunimmt, überschreitet die Zahl 
der Assistenten die durch die Charte festgestellte Grenze nicht 
nur um nichts, sondern bleibt immer hinter ihr zurück: die Er- 
weiterung der Zahl der Assistenten würde Unbequemlichkeiten 
in der Erfüllung ihrer Pflichten als nächste Gehülfen des Gou- 
verneurs mit sich führen 0- 

Ausserdem treten die Assistenten als Mitglieder in den 
sogenannten „great quarter court of appeals'' auf, bei welchen 
die Berufungen gegen die Entscheidungen der Richter niederer 
Instanzen und Kriminal- und diejenigen Civilanklagen, welche 
die Summe von 40 Shillings übersteigen, eingereicht werden 
müssen. Die Assistenten oder Magistrate, wie sie gewöhnlich 
genannt werden, sind ex officio Richter in jenen „towns*', wo 
sie ihren Wohnsitz haben 2). 

Ihr Amt, welches gewisse juristische Kenntnisse und Er- 
fahrungen auf dem Gebiete der Administration voraussetzte, ge- 
langte naturgemäss in die Hände der führenden Männer der 
Kolonie, und dieser letzte Umstand verlieh, wenn man dabei 
in Betracht zieht, dass die Magistrate Jahre lang wiedergewählt 
wurden, diesem Kollegium im Vergleiche mit dem der Depu- 
tierten eine aristokratische Färbung^). 



1) „At the outset this was due in part to the lack of suitable 
candidates for the office, but the continuance of the policy is to be 
explained by the necessity of reducing the size of the executive board in 
the interest of its efficiency", Osgood, The american colonies in XVII Century, 
1904, I, p. 167. 

2) Vgl. Riley, Colonial origins of New-England Senats, 1896, p. 16 
und 17. Kaye, The Colonial executive prior to the Restoration, 1900, p. 42. 
Die beiden Werke in den John Hopkins University Studies. 

3) „En 1646 une consultatlon fut demand^e aux anciens sur la 
nature du gouvernment de la colonie. On trouve cette döclaration dans 
leur r^ponse: „notre gouvernment n'est pas une pure aristocratie, mais ä 



^ 
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Die Magistrate und Deputierten unterscheiden sich ausser- 
dem nach Art ihrer Wählbarkeit: während nämlich die ersteren 
durch die Jreemen*' gewählt werden, unabhängig davon, ob die 
Kandidaten derselben ^town" wie die Wähler angehören, wird 
von den letzteren verlangt, dass sie und ihre Wähler in ein 
und derselben „town** wohnhaft sind. Während also die Magi- 
strate die Interessen der ganzen Kolonie zu fördern berufen 
sind, vertreten die Deputierten die Interessen deren einzelnen 
Teile '). 

Die Teilnahme an der Wahl der Magistrate ist eine Pflicht, 
und die Umgehung dieser Pflicht wird mit Geldstrafe bedroht, 
was hinsichtlich der Deputiertenwahl nicht der Fall ist; diesen 
Unterschied kann man dadurch erklären, dass die Wahl der 
Magistrate für die ganze Kolonie von Bedeutung war, während 
die Wahl der Deputierten nur einzelne „towns'' anging. 

Wenn wir alles dies ins Auge fassen, wird es uns klar, 
warum die Magistrate und Deputierten in der Generalversamm- 
lung, wo sie die erste Zeit zusammensassen, sich gegenseitig 
als fremde Elemente fühlten, bei denen von vornherein ein 
langes Zusammenleben ausgeschlossen war. Die Zusammen- 
stösse zwischen ihnen waren unvermeidlich, und schon im 
Jahre 1634 entstand ein ernster Konflikt wegen der Anmassung 
von Seiten der Magistrate, den Mehrheitsbeschlüssen der ganzen 
Versammlung durch ihr Veto einen Damm entgegenzusetzen'^). 
In jenem Jahre wurde in die Generalversammlung das Gesuch 
von acht Kolonisten mit Hooker an der Spitze eingebracht, 
ihnen die Erlaubnis der Uebersiedlung nach Connecticut zu 
gewähren. Für die Erlaubnis hat sich die Mehrheit der Depu- 
tierten ausgesprochen ; dagegen war die Mehrheit der Magistrate 
entgegengesetzter Ansicht. Im Falle die Abstimmung nicht in 



cause de Tassembl^e g^n^rale, une aristocratie, m^l^e de d^mocratie", 
Borgeaud, Premi^res constitutions de la d^mocratie am^ricame Annales de 
r^cole libre, 1891, p. 9. 

1) Vgl. Hildrith, History of the United States, vol. I, p. 233. 

2) Zweifelsohne hatte dieses Veto keine formal- juristischen Gründe 
hinter sich, und wir werden später sehen, dass seine Verteidiger es nur 
aus Zweckmässigkeitserwägungert zu rechtfertigen versuchten. Der eng- 
lische Ursprung dieses Gedankens ist augenscheinlich. 
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Gruppen, sondern individuell geschehen wäre, würde die Frage 
im positiven Sinne entschieden worden sein. Die Magistrate 
beharrten auf ihrem Vetorechte, die Deputierten weigerten sich, 
es anzuerkennen. Der strittige Punkt kam vorläufig nicht zum 
Austrag, weil die Bittsteller ihr Gesuch zurückzogen ^). 

Um diese Zusammenstösse zu vermeiden, wurde im kommen- 
den Jahre folgendes Gesetz aufgenommen: „noe lawe, order, 
or sentence shall pass as an act of the court, without the 
consent of the greater parte of the magistrates on the one 
parte and the greater number of the deputyes on the other 
parte; and for want of such accorde, the cause or order shalbe 
suspend and if either partie think it soe materialle, there shalbe 
forth with a committee chosen, the one hälfe by the magistrates, 
and the other hälfe by the deputyes, and the committee so 
chosen to elect an umpire, who togeather shall have power to 
heare and determine the cause in question.*' 

Dieses Gesetz ist in dieser Hinsicht interessant, weil es 
uns jenen Unterschied zwischen den Magistraten und Depu- 
tierten klar erkennen lässt, der diese nötigte, innerhalb der- 
selben gesetzgebenden Körperschaft zwei abgesonderte Gruppen 
zu bilden: die eine, die über eine grössere Autorität, die zweite, 
die über eine grössere Anzahl verfügte. 

Doch wohnten sie gemeinschaftlich den Sitzungen bei 
bis zu jenem ernsten Zusammenstösse, der im Jahre 1646 aus- 
brach und die Generalversammlung während einer ganzen Woche 
beschäftigte. Es handelte sich um einen kleinen Streit zwischen 
einer armen Witwe und einem reichen Kapitäne. Die Sache 
wurde der Generalversammlung als dem höchsten Gerichtshofe 



1) Vgl. die interessanten Ausführungen von John Winthrop bei Hart, 
American history told by contemporaries, I, 1898, p. 376: „upon this 
(d. h. über die Uebersiedlungsfrage) gre>v a great difference between the 
governor, assistants and the deputies. They would not yield the assistants 
a negative voice, and the others (considering how dangerows it might be 
to the Commonwealth, if they should not keep that strength to balance 
the great number of the deputies) thought it safe to stand upon it." Der 
Streit hat in der gleichzeitigen politischen Literatur einen Widerhall ge- 
funden: „Stoughton, one of the deputies . . . circulated a small treatise 
in manuscript, in >vhich he argued against the magistrates -negative.** 
Hildrith, a. a. O. p. 186. 
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vorgelegt und hat dort die Meinungen der Magistrate und 
Deputierten getrennt^). Der Streit verdichtete sich abermals 
zu einer Frage über das Vetorecht der Magistrate^). 

Solche Konflikte werden nur durch Macht entschieden, 
und die Magistrate sind als die Stärkeren aus diesem Streite 
als Sieger hervorgegangen. Schon im kommenden Jahre wurde 
festgesetzt, dass die Deputierten in einer Kammer und die 
Magistrate in der andern Kammer sitzen sollten; um Gültigkeit 
zu erlangen, bedürfen die Akten der Generalversammlung der 
Zustimmung beider Kammern. Man kann mit Doyle (a. a. O. I, 
343) nur einverstanden sein, wenn er sagt, dass der Streit 
„bestimmt zum Vorteile der Assistenten" entschieden worden 
ist. Interessant ist dabei zu bemerken, dass der Beschluss, 
separat zu sitzen, durch den Wunsch formuliert wurde „to 
follow the laudable practice of other States who have layd 
groundwork for government and order** ^), — Zweifelsohne meinen 
die Kolonisten damit das Beispiel ihres Mutterlandes England. 

Zum ersten Male trat also in der Geschichte ein gesetz- 
gebendes Organ auf, dessen zwei Kammern, mögen auch die 
zur Ausübung der politischen Rechte in Massachusetts berech- 
tigten Kreise so klein wie möglich sein*), auf der Wahl durch 
das Volk beruhten. 



1) Der Streitpunkt hat die Erscheinung eines politischen Pamphlets 
verursacht, dessen Verfasser prophezeite „the unvoidable change into a 
democracy, if the negative voice were taken away", Hildrith, a. a. O., I, p. 299. 

2) Es war augenscheinlich, dass das Recht auf Seiten des Kapitäns 
war; wenn aber die Deputierten trotzdem für die arme Witwe eintraten, 
so geschah dies gewiss nicht aus rechtlichen Gründen, sondern weil sie 
sich, im Gegensatz zu den Magistraten, als Vertreter der niederen Volks- 
klassen fühlten. 

3) Vgl. Moran, The rise and development of the bicameral system 
in America, John Hopkins University Studies, 1895, p. 12. 

4) Ein diesbezüglicher Beschluss der Generalversammlung lautet: 
„To the end the body of the commons may be preserved of honest and 
good men, it was likewise ordered and agreed that for time to come no 
man shall bo admitted to the freedome of this body polliticke but such as 
are members of some of the churches within the lymitts of the same.** 
Das Wahlrecht übten deshalb nur die Mitglieder der anerkannten Kirche 
aus, die Mehrheit der männlichen Bevölkerung der Kolonie war infolge- 
dessen dieses Rechts beraubt. 
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Die Unterschiedsmerkmale zwischen beiden Kammern wer- 
den späterhin in der Geschichte der konstitutionellen Staaten 
zahllos Wiederholt, und sie verdienen deshalb, nachdrücklich 
festgestellt zu werden. Erstens: Die Kammer der Magistrate 
besteht aus einer geringeren Mitgliederzahl als die der Depu- 
tierten. Dieser Unterschied, der, wie wir oben gesehen haben, 

m 

durch die Eigenartigkeit der Funktionen der Magistrate im Ver- 
gleiche zu denen der Deputierten und teilweise durch die Be- 
stimmungen der Charte bedingt wurde, wird späterhin rationali- 
siert werden: „der Nutzen des Senats, hören wir späterhin 
Madison in der Philadelphia Konvention sagen, besteht darin, 
dass er mit mehr Kaltblütigkeit, mit mehr System und mit mehr 
Weisheit arbeitet als die Volkskammer". Um dies zu können, 
sollte der Senat eine engere Körperschaft sein als das Repräsen- 
tantenhaus : „vergrössert die Zahl der Senatoren, und ihr werdet 
auf sie die Laster übertragen, die sie zu verbessern bestimmt 
sind — ihr Gewicht stände im umgekehrten Verhältnis zu ihrer 
ZahP 0- Zweitens: In einer der Kammern Wird die Kolonie 
in ihrer Einheit repräsentiert^), dagegen in der andern in ihren 
Bestandteilen. Dieser Unterschied wird dann später der Organi- 
sation des amerikanischen Kongresses in der Verfassung vom 
Jahre 1789 zu Grunde gelegt, und nach diesem Beispiele wird 
er in einer grossen Reihe nicht nur der Bundes-, sondern auch 
der Einheitsstaaten aufgenommen. 



1) Elliot's Debates, vol. V, 1901, p. 167. 

2) Obgleich die Magistrate mit der Zeit nicht mehr in der General- 
versammlung aller „freemen" gewählt werden, führt das Gesetz vom 
Jahre 1644 ein solches Wahlsystem ein, welches es den Magistraten er- 
möglichte, als Vertreter der ganzen Kolonie aufzutreten : „At town meetings 
held several mouths in advance of the election every freeman in the colony 
was given „liberty to put in his vote for whom he thinketh fit** in the 
nomination of candidates for the magistracy. By an elaborate process 
these town votes in sealed packages, were collected in the shire towns 
and finally sent to Boston, where with due ceremony the votes were 
counted and the seven names receiving the highest number were reported 
back to the towns, in the ensuing election each freeman „sent in his 
proxy** for or against each of these candidates and no others," Haynes, 
a. a. O. p. 32. 



- 16 - 

Die Charte, die im Jahre 1691 König Wilhelm 111. Massa- 
chusetts anstelle der zurückgezogenen Charte vom Jahre 1629 
gegeben hatte 0, bringt grosse- Veränderungen in seine politische 
Struktur. Von diesem Jahre an werden der Gouverneur und 
der Vizegouverneur nicht durch die ^freemen"" gewählt, sondern 
durch den König ernannt. Assistenten in der Zahl von 28 
werden jetzt von der Generalversammlung gewählt; bei drei- 
zehn Assistenten kann die Wahl vom Gouverneur beanstandet 
werden*). Die Aufgabe der Assistenten ist „to keep a Council 
for ordering and directing the affaires** der Kolonie. Die An- 
stellung der Richter, der „sheriffs" und ^marshals** geschieht 
„with advice and consent of the Councill*". Der Assistenten- 
rat tritt wie früher in der Rolle einer der gesetzgebenden 
Kammern auf, und die beiden Gouverneure nehmen an seinen 
Sitzungen teil. Mit der Zeit aber geht hier eine beachtens- 
werte Veränderung vor: nämlich die Mitglieder ex officio des 
Rates verlieren ihre Plätze in diesem Kollegium, sobald dieses 
letztere als gesetzgebende Kammer auftritt, so im Jahre 1716 
der Gouverneur und im Jahre 1767 der Vizegouverneur; der 
erstere infolge des „non usus", der zweite durch direkten 
Widerstand von selten der Assistenten. Die exekutive Gewalt 
beginnt also allmählich, sich von der Legislativen zu trennen. 
Nur der Assistentenrat in seiner Janusgestalt tritt immer noch 
als verbindendes Glied zwischen diesen beiden Gewalten auf. 
Die definitive Teilung der vollziehenden und der gesetzgeben- 
den Gewalt wurde erst durch die Verfassung vom Jahre 1780 
vollzogen ^). 

Nachdem sie die absolute Trennung der Gewalten fest- 
gesetzt hatte, konnte sie nicht eine der gesetzgebenden Kam- 



1) Poore, a. a. O. p. 942. 

2) Hildrith, a. a. O., II, p. 142. Es ist wichtig dabei zu bemerken, 
dass nach der Bestimmung der Charte „the said councillors or Assistants 
or any of them shali or may at any time hereafter be removed or dis- 
placed . . . . by any Great or Generali Court or Assembly". 

3) Poore, a. a. O. p. 956. Diese Verfassung wurde unter unmittelbarer 
Teilnahme von John Adams, der sich selbst als ihren „principal engineer" 
bezeichnet, ausgearbeitet. Der ganze ursprüngliche Entwurf, der nacher 
fast ohne Veränderungen in diese Verfassung aufgenommen wurde, war 
Produkt seiner Schöpfung. 
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mern in ihrer früheren Rolle lassen: einen permanenten Rat bei 
dem Gouverneure zu bilden. Die ganze vollziehende Gewalt gleich- 
zeitig in die Hände des Gouverneurs zu legen, würde aber einen 
allzu scharfen Bruch mit der vorhergehenden konstitutionellen 
Entwicklung bedeuten. Die Verfassung vom Jahre 1780 schlägt 
einen Mittelweg ein: „der Kolonialrat war so zu sagen in zwei 
Teile zersplittert, den vollziehenden Rat und das Oberhaus^). 

Die Räte werden in einer Anzahl von neun in gemein- 
samer Sitzung des Senats und des Repräsentantenhauses aus 
jenen 40 Kandidaten ernannt, welche gewählt wurden „to le 
councillors and Senators.'' Die Aufgabe des Rates war „to 
keep a Council" zusammen mit dem Gouverneure „for the 
ordering and directing the affaires of the Commonwealth agreebly 
to the Constitution and the laws of the land". 

Die gesetzgebende Gewalt wird zwei Kammern übertragen : 
dem Renate und dem Repräsentantenhause, „each of which shall 
have an negative on the other" ^). 

In der Literatur wurde die Behauptung aufgestellt, dass in 
den Verfassungen der revolutionären Epoche „das Unterhaus, 
obgleich nicht klar ausgedrückt, als Vertretung der ganzen wahl- 
berechtigten Bevölkerung gedacht war, während das Oberhaus 
die Rechte des Besitzes vertreten sollte'' ^). War es tatsächlich 
die Absicht der Schöpfer dieser Verfassungen, jenen Unterschied 
der Vertretung den beiden Kammern zu Grunde zu legen? 
Diese Frage kann endgültig nur dann beantwortet werden, wenn 
wir mit der Betrachtung aller Verfassungen jener Epoche zu 
Ende sein werden. Was aber den einzelnen Fall, — nämlich 



1) Webster, Comparative study of the State constitutions in the 
American Revolution, Annais of the American Academy of polit. and social 
science, Mai, 1807, p. 98. ^In the first constitutions it (d. h. der Rat) re- 
presented populär distrust of the Governor of the State, as in earlier 
times it represented royal distrust of the Governor." Thorpe, Constitutional 
history of the American people, 1898, I, p. 88. 

2) Zugleich ist dem Gouverneure im Gegensatz zu den Verfassungen 
aller andern Staaten der revolutionären Epoche ein Vetorecht, AVenngleich 
nur ein suspensives vorbehalten. (Man fürchtete, dass die Gouverneure 
ihr Vetorecht gleich ihren Vorgängern in der kolonialen Epoche willkür- 
lich ausüben könnten. Vgl. Mason, Veto power, p. 18, Boston, 1891.) 

3) Webster, a. a. O. p. 74. 
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die Verfassung von Massachusetts anbetrifft, so kann diese Be- 
hauptung kaum als eine zutreffende bezeichnet werden: die 
Wählerschaft ist hier für den Senat sogar breiter als für das 
Repräsentantenhaus: an der Wahl der Senatoren nehmen nicht 
nur die Einwohner der inkorporierten „towns'' teil, wie es für 
die Wahl der Repräsentanten der Fall ist, sondern auch die Be- 
völkerung der unkorporierten Pflanzungen. Hinsichtlich der 
Wählbarkeit hat es allerdings den Anschein, als ob die Be- 
hauptung von Webster stimme: von den Senatoren wird näm- 
lich der dreifache Vermögenscensus, wie von den Repräsen- 
tanten verlangt. Doch verlangt man diesen Vermögenscensus 
auch von den Mitgliedern des Repräsentantenhauses, wenn auch 
in kleinerem Umfange. Beide können daher als Vertreter „der 
Rechte des Besitzes" angesehen werden 0- Es besteht also 
hier nicht ein Gegensatz in den Forderungen, sondern nur in 
deren Quantität. Woher kommt aber dieser Unterschied 
in dem Vermägensquantum, der für die Wählbarkeit in den 
Senat und in das Repräsentantenhaus verlangt wird? Schon 
jener Umstand, dass dieselben Qualifikationen sowohl für die 
Mitglieder des Senats, als für die des Rates nach der Ver- 
fassung bestehen sollten, zeigt uns den richtigen Weg, um dem 
Ursprünge dieses Unterschiedes nachzuspüren: in Wirklichkeit 
ist es nichts weiter, als die durch das Gesetz geschaffene Fixierung 
dessen, was schon in der kolonialen Epoche zur Regel geworden war : 
nämlich, dass der Rat als Körperschaft der einflussreichsten 
durch Vermögen ausgezeichneten Bürger auftrat. Schon vorher 
haben wir die Ursache dieser Erscheinung als Folgen jener 
Rollen konstatiert, die im Vergleiche mit der Versammlung der 
Volksvertreter der Rat im kolonialen Leben spielte. 

Bei der vermehrten Bevölkerung konnte Massachusetts 
nicht, wie es im XVIL Jahrhundert für die Wahl der Räte wohl 



1) Ueberhaupt setzen die Amerikaner jener Zeit das Vermögen als 
erste Bedingung für die Fähigkeit des Bürgers, seine politischen Rechte 
auszuüben, voraus. Das Wahlrecht, und in noch höherem Masse die 
Wählbarkeit, kann nur dem zuerkannt werden, der „property in, a common 
interest with, and an attachment to the Community" hat. — Maryland 
Constitution vom Jahre 1776, Art. V. Vgl. Merriam, A history of American 
political theories, 1903, p. 84. 
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möglich gewesen war, jetzt für die der Senatoren nur einen 
einzigen Wahldistrikt bilden: es wird daher in mehrere Wahl- 
bezirke eingeteilt. Doch sehen wir hier, wie der alte, aus der 
kolonialen Entwicklung herübergetragene Gedanke wieder auf- 
taucht, wenn die Verfassung im Senator einen Vertreter der 
ganzen Kolonie erblicken will: sie verlangt nämlich von ihm, 
dass sein Besitz nicht wie der der Mitglieder des Repräsen- 
tantenhauses innerhalb des Wahldistriktes, sondern innerhalb 
des ganzen Staates liege. Ferner wird vom Senator verlangt, 
dass er nur im Augenblicke der Wahl in dem ihn wählenden 
Bezirke sesshaft sei — während das Mitglied des Repräsen- 
tantenhauses — „for one year at least next preceding his elec- 
tion'' — in seinem Wahlbezirke wohnhaft sein muss. 

Hinsichtlich des Repräsentantenhauses spricht die Ver- 
fassung, dass „there shall be . . . a representation of the people, 
annualy elected, and founded upon the principle of the equa- 
lity 0- Mit dem Begriffe „equality'' ist hier die Proportionalität 
der Mandate mit der der Wähler gemeint; als Ausgangspunkt 
wird dabei jede im Zeitpunkte der Verfassungseinführung in- 
korporierte „town" und jede fernerhin zu inkorporierende „town" 
mit dem Minimum von „one hundred and fifty ratable polls" 
bestimmt. 

Es wird also im Senate wie in der kolonialen Aera die 
Bevölkerung in ihrem ganzen genommen vertreten, während im 
Repräsentantenhause ihre Bestandteile zur Grundlage der Ver- 
tretung gemacht werden. 

So haben sich in Massachusetts zwei getrennte auf der 
Wahl beruhende Kammern gebildet. 

1) Es ist ein in der Wissenschaft bis dahin nicht aufgeklärter Punkt, 
wann zum ersten Male die Forderung der Proportionalität der Vertretung 
erhoben wurde. Beim Verfasser der Massachusetts Konstitution, John 
Adams, finden wir folgende interessanten Ausführungen : Die Volksvertretung 
sollte seiner Meinung nach „be in miniature an exact portrait of the people 
at large. It should think, feel, reason, and act like them. That it may 
be the interest of the assembly to do strictly justice at all times, it should 
be equal representation or, in other words, equal interests among the people 
should have equal interests in it.** John Adams, Works, IV B., p. 194. — 
S. „Frame of government" of Pennsylvania vom Jahre 1683, Art. XV, 
Poore, a. a. O. p. 1529. 
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2. Connecticut. 

Die konstitutionelle Geschichte von Connecticut zeigt, von 
dessen Entstehen bis zur Trennung von England, eine fast un- 
unterbrochene Entwicklung demokratischer Institutionen 0- 

Die ersten Kolonisten von Connecticut, Emigranten aus 
Massachusetts, wurden im Anfange durch acht ^»commissioners'', 
welche ihnen die Generalversammlung von Massachusetts ge- 
schickt hatte, verwaltet. Im Jahre 1637 tritt die erste General- 
Versammlung zusammen, an welcher drei Deputierte — „com- 
mittees** — von jeder „town** und acht Magistrate, wie es 
scheint durch die ,,commissioners*' gewählt, teilnehmen. Im 
Jahre 1638 setzen die Kolonisten „well knowing where a people 
are gathered togather the Word of Good requires that to mayn- 
tayne the peace and union of such a people there should be 
an orderly and decent Government** die sogenannten „Funda- 
mental Orders*" — die erste geschriebene Verfassung auf ameri- 
kanischem Boden — fest 2). 

Kraft der Bestimmung dieser „Orders" wird das Wahl- 
prinzip allen Gewalten gegenüber durchgeführt: somit findet 
alljähriich eine Wahl des Gouverneurs statt (dieselbe Person 
nur „once in two yeares"^), ferner jähriiche Wahl der sechs 
Magistrate „to administer justice according to lawes here esta- 
blished, and for Want thereof according to the rule of the Word 
of God", dann Wahl der Deputierten — 4 von jeder „town" — 
zu jeder zweimal im Jahre stattfindenden Generalversammlung 
„to agitate the afayres of the Commonwealth." 

1) „With the exception of Rhode Island it was the only one of all 
the colonies which was wholy free from the contests over salaries, fees, 
prerogatives, rights and Privileges which form so marked a feature in the 
colonial history of XVIII Century, Lodge, A short history of the English 
colonies in America, 1902, p. 381. 

2) Poore, a. a. O. p. 249. — In seiner vor der Ausarbeitung gehaltenen 
Rede hat der Führer der Kolonisten, Hooker, hervorgehoben, dass „all 
public officiales should he elected, that their powers should be defined 
and that both these things should be done by a body of freemen**, Osgood, 
Connecticut as a corporate colony, Political Science Quarterly, 1899, p. 258. 
Dieses Programm Wurde tatsächlich durchgeführt. 

3) Im Jahre 1660 wurde diese Beschränkung abgeschafft, Borgeaud, 
a. a. O. p. 8. 
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Sowohl der Gouverneur als die Magistrate und die Depu- 
tierten müssen „freemen'' der Kolonie sein. Was aber die 
Qualifikation der Wähler betrifft, so ist hier folgender Unter- 
schied zu bemerken : der Gouverneur und die Magistrate werden 
im „courte of election*", zu dem nur die ^^freemen** Zutritt 
haben, gewählt. Zur selben Zeit werden die Deputierten, wie 
es die „Ordres*" bestimmen, „chosen by all that are admitted 
Inhabitans in the severall Townes.*" Um sich über diese Be- 
stimmung klar zu werden, müssen wir den Unterschied zwischen 
dem „inhabitant'' und dem „freemen*" feststellen. Inhabitant 
ist jeder Bewohner der „town**, der auf der „townmeeting*" in 
ihre Mitte aufgenommen wird und kraft dieser Aufnahme als 
stimmberechtigtes Mitglied in allen die Gemeindeinteressen be- 
rührenden Fragen auftritt. Diese „inhabitans" werden nur 
„freemen'', im Falle sie, zur Aufnahme vorgeschlagen, in der 
Generalversammlung unter die vollberechtigten Bürger der Ko- 
lonie aufgenommen werden. Dieser Unterschied gibt uns den 
Schlüssel zum Verständnis jener Rolle, welche in Connecticut 
die Magistrate einerseits und die Deputierten andererseits spiel- 
ten: die ersteren werden durch die „freemen**, d.h. durch die- 
jenigen Mitglieder der Kolonie, die als Bürger der ganzen Ge- 
meinschaft auftraten, gewählt, dagegen werden zur Wahl der 
Deputierten auch die Bewohner, d. h. die nur für die Towns- 
angelegenheiten stimmberechtigten Mitglieder der Kolonie zu- 
gelassen. Es ist klar, dass die Magistrate deshalb mehr als 
Vertreter der ganzen Kolonie und die Deputierten als Vertreter 
ihrer einzelnen Teile angesehen werden müssen^). 

Obgleich die Magistrate und die Deputierten bis zum 
Jahre 1698 zusammen sassen, werden wir kaum einen Fehler 
begehen, wenn wir annehmen, dass das Zweikammersystem 
schon viel früher eingeführt wurde, nämlich von jenem Augen- 
blicke an, da die Magistrate und Deputierten innerhalb der- 
selben Generalversammlung zwei getrennte Gruppen zu bilden 
anfingen. Während in Massachusetts die Teilung der General- 
versammlung in zwei Kammern das Resultat eines heftigen 



1) Vgl. Miller, Legal qualifications for office in America (1619 bis 
1899), Reports of American Historical Association, 1899, p. 91, 92, 
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Kampfes zwischen den Magistraten und Deputierten über das 
Vetorecht der ersteren war, wurde den Magistraten in Connec- 
ticut dieser Vorzug (vielleicht unter dem Einflüsse von Massa- 
chusetts) von Seiten der Deputierten kraft des Gesetzes vom 
Jahre 1644 freiwillig vorbehalten 0» und damit fiel auf lange 
Zeit hinaus jeder Anlass zu einer Trennung weg. Der Vorzug 
einer Beratung der Gesetzesvorschläge in den zwei engeren 
Körperschaften gegenüber einer solchen in nur einer breiteren, 
hatte keine Bedeutung für dieses zwergige gesetzgebende Organ, 
dessen Mitgliederzahl sich die erste Zeit auf nicht mehr als 
zwanzig belief. Dabei ist zu bemerken, dass die „Fundamental 
Orders" den Deputierten die Möglichkeit gewähren „to appoint 
a tyme and a pleace of meeting togather before any Generali 
Courte to adiuse and consult of all such things as may concerne 
the good of the publike.** 

Welche Rolle spielten nun die Magistrate ausser der Teil- 
nahme an der Gesetzgebung? Die „Fundamental Orders*" geben 
auf diese Frage eine ganz bestimmte Antwort: die Magistrate 
„shall have power to administer justice". Als Richter treten 
sie bei den „quarter Sessions" auf, bei denen die Berufungen 
gegen die Entscheidungen der Townsgerichtshöfe und die 
Kriminal- und diejenigen Civilanklagen, welche die Summe von 
40 Shillings überschritten, eingereicht wurden. Neben diesen 
Pflichten nahmen die Magistrate die Stelle eines beratenden 
Organs bei dem Gouverneure ein: schon die „Fundamental 
Orders" erwähnen das Recht des Gouverneurs zusammen mit 
den Magistraten „uppon a spetiall occation to call a generali 
court." Diese Aufgaben waren aber gar nicht umfangreich, und 
wir sehen, dass die durch den König Karl II. gegebene Charte 
vom Jahre 1662 nur von den richterlichen Funktionen spricht, 
welche die Magistrate zusammen mit dem Gouverneure und 
dem Vizegouverneure zu erfüllen berufen sind^). Diese Er- 
scheinung wird, ganz abgesehen von der beschränkten Sphäre 
der administrativen Tätigkeiten der Kolonie, noch dadurch er- 



1) Ein interessantes Beispiel der freiwilligen Anerkennung des 
Rechtes der Minorität! 

2) Poore, a. a. O. p. 252. Die Zahl der Assistenten, wie die Magi- 
strate in der Charte genannt werden, Wird auf 12 erhot>en. 
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klärt, dass sich die Kompetenz der Zentralgewalt auf einen sehr 
engen KreU der Gegenstände erstreckt: der Brennpunkt des 
kolonialen Lebens ist die einzelne •„Town'' und ihrer Bevölke- 
rung wird auf dem Wege der Gesetzgebung die weitgehendste 
Selbstverwaltungsfreiheit eingeräumt^). Dazu kommt noch der 
Umstand, dass die Generalversammlung sehr oft in „extra 
sessions" eintritt, so im Jahre 1645 sieben-, im Jahre 1658 
sechsmal. In die Hände des Gouverneurs und der Magistrate 
gelangen deshalb nur jene administrativen Aufgaben, die ihnen 
die Generalversammlung in der Zeit zwischen den zwei Sessionen 
zu erfüllen aufträgt 2). 

Mit der Zeit erweitern sich diese Tätigkeiten mehr und 
mehr und verallgemeinern sich so zu sagen: so überlässt man 
es z. B. im Jahre 1662 den Magistraten, Massregeln zu treffen 
„in all necessary concerments both military and civil, according 
as the present exegents require and call for'' ^). So wurde im 
Jahre 1678 aus dem Gouverneure und den Assistenten oder 
Magistraten ein „Standing councill to issue all such occasions 
and matters as should fall in the Intervalls of the Generali 
Court" gebildet^). 

Hier liegt der Unterschied in der Stellung, die die Magi- 
strate in Massachusetts einerseits und in Connecticut anderer- 
seits einnahmen. Dort fliessen ihre Rechte aus den Bestim- 
mungen der Charte, hier werden sie durch die Beschlüsse der 
Generalversammlung festgesetzt. Aus diesem Unterschiede ent- 
steht eine eigenartige Erscheinung, die wir nur in Connecticut 
beobachten können: nämlich die Berichterstattung durch die Magi- 
strate über ihre Tätigkeit der Generalversammlung gegenüber 



Vgl. Johnston, Genesis of a New-England State, John Hopkins 
University Studies, 1883, p. 18. S. auch passim den Artikel von Morey, The 
sources of american federalism, Annais of the American Academy of polit. 
and social science, September, 1895. 

2) „The court . . . regulary appointed committees to execute its 
Orders. These might cousist exclusively, or only partially, of members of 
the court. In most, if not all, cases the governeur and some of the assi- 
stants were placed upon such committees," Osgood, oben cit. Art. in 
Political Science Quarterly, p. 267. 

3) Riley, a. a. O. p. 31. 

4) Moran, a. a. O. p. 17. 
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und die Erteilung der Indemnität durch die letztere, anfangs bei 
jedem konkreten Falle und später en bloc über alles, was die 
Magistrate mit dem Gouverneure zwischen den Sessionen er- 
edigt hatten. 

Unter dieser beständigen Kontrolle stehend, erfüllen die 
Magistrate die Verschiedenartigsten Aufgaben, die ihnen die 
Generalversammlung anvertraut. Bequemlichkeitsrücksichten 
und Zeitersparnis verlangten, dass die Magistrate in ihrer 
Zeit nicht von den Deputierten abhängig sind und um- 
gekehrt. So War es nur natürlich, dass sie sich in zwei Kam- 
mern teilten. Im Jahre 1698 war diese Trennung vollzogen. 
Von dieser Zeit an besteht die Generalversammlung aus zwei 
Kammern: einem Oberhause „Upperhouse*", das aus beiden 
Gouverneuren und den Magistraten zusammengesetzt ist und 
einem Unterhause „Lower House'', in dem die Deputierten ihre 
Sitze einnehmen. 

Das Zweikammersystem hat in dieser Form unverändert 
die revolutionäre Epoche überlebt und blieb bis zur Annahme 
der Verfassung vom Jahre 1818 in Kraft ^). Es ist interessant 
zu sehen, auf welche Weise die koloniale konstitutionelle Ent- 
wicklung Connecticuts auf diese Verfassung ihren Einfluss aus- 
geübt hatte: wie früher liegen der Vertretung in dem Unter- 
hause, — jetzt Repräsentantenhause, — die einzelnen Teile der 
Kolonie — „towns" — zu Grunde, wie früher erschienen die 
Mitglieder des Oberhauses — des jetzigen Senats — als Re- 
präsentanten der Kolonie, in ihrem Ganzen genommen : als ge- 
wählt gelten nämlich diejenigen zwölf Kandidaten, die in der 
ganzen Kolonie die Stimmenmehrheit erhalten haben. 



3. Rhode Island. 

Im Jahre 1643 hat Roger Williams, der Führer der Emi- 
granten aus Massachusetts, einen Freibrief („patent") für die 
durch ihn und seine Anhänger gegründete Pflanzung — „Provi- 
dence Plantations'' bekommen. Dieser Freibrief gewährleistete 

1) Poore, a. a. O. p. 258, 
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den Kolonisten ^full Power and Authority to rule themselves 
and ^uch others as shall hereafter inhabit within any Part of 
the Said Tract of land by such a Form of civil government, 
as by voluntary consent of all, or greater Part of them, they 
shall find most suitable to their Estate or Considerations" 0- 

Im Jahre 1644 kam Roger Williams mit dem Freibriefe 
aus England zurück. Diese „voluntary consent" erfolgte aber 
erst drei Jahre später, als in Portsmouth die Versammlung der 
„freemen'' der vier benachbarten „towns'' stattgefunden hatte. 
In dieser Versammlung wurde ein Qesetzescodex zusammen 
mit den Bestimmungen über die Organisation der Gewalten 
ausgearbeitet. Aus den Bestimmungen dieses Codex geht her- 
vor, dass der Präsident — der später Gouverneur genannt 
wurde, — und die Assistenten — einer von jeder „town" — an 
der Gesetzgebung keinen Teil haben sollten 2). Ihre Aufgabe 
lag in der Erfüllung von richterlichen und administrativen Funk- 
tionen: so z. B. in der Einberufung der Generalversammlung 
für ausserordentliche Fälle, in der Aufrechterhaltung des Friedens 
in der Kolonie u. s. w. 

Die gesetzgebende Gewalt war in den Händen der General- 
versammlung aller „freemen'*. Die Gesetzesinitiative wurde aber 
zugleich auch den einzelnen „towns'' vorbehalten, und wenn 
sich die Mehrheit der „towns'' für die Annahme eines gewissen 
Gesetzes ausgesprochen hatte, so trat es in kraft bis zur nächsten 
Generalversammlung. Ebenso mussten die Gesetzesvorschläge, 
die in der Generalversammlung zustande gekommen waren, end- 
gültig durch die einzelnen „towns" ratifiziert werden. Das all- 
mähliche Verschmelzen der Bestandteile von Rhode Island hat 
dazu beigetragen, dass vom Jahre 1660 ab „anstelle einer Free- 
men-Mehrheit in jeder „town'', die zur Annahme oder Ver- 
weigerung eines Gesetzes nötig gewesen war, jetzt eine solche 
Freemen-Majorität der Kolonie genügte, sogar wenn eine der 
„town" gar nicht abgestimmt hatte" '^). Zur Verifizierung der 

1) Poore, a. a. O. p. 1594. 

2) Arnold, History of the State of Rhode Island, Ne\v-York, 1859, 1, p. 210. 

3) Arnold, a. a. O. p. 274. — Das Referendum wurde erst zur Zeit 
der zweiten Charte abgeschafft und im Jahre 1672 „speaking against any 
of the Acts and Orders of the Assembly .... was made a crime punishable 
at the discretion of the Justices", Riley, a. a. O. p. 58. 
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Ergebnisse dieses Referendums schickte jede ^town*" sechs so- 
genannte ^committees**. Diese „committees** traten mit der 
Zeit an die Stelle der Generalversammlungen, obgleich als 
Uebergang von der unmittelbaren zur repräsentativen Demo- 
kratie jedem ^^freeman** die Möglichkeit vorbehalten wurde, an 
den Sitzungen dieser „committees** persönlich teilzunehmen. 

Im Jahre 1663 hat Karl II. Rhode Island eine neue Charte 
gegeben 0. Diese Charte organisiert die Gewalten in der 
Kolonie so, dass der Gouverneur, der Vizegouverneur und zehn 
Assistenten in der Versammlung der „freemen" gewählt wurden 0- 
Die Rolle eines gesetzgebenden Organs spielt die General- 
versammlung, in welcher ausser den beiden Gouverneuren mit 
den Assistenten (von denen 6 das Quorum ausmachen) auch 
die Deputierten der „towns'' teilnehmen : 6 von Newport, 4 von 
Providence, Portsmouth und Warwick und zwei „for eact other 
place, towne or city". 

Die Sitzungen wurden von den Assistenten und Deputierten 
gemeinschaftlich abgehalten. Aber schon bald tauchen Bestre- 
bungen, sich zu trennen, auf. So wird im Jahre 1666 eine durch die 
„towns'* Warwick and Portsmouth eingebrachte Petition in der 
Generalversammlung einer Beratung unterzogen. In dieser Petition 
schlugen die „towns" vor, dass die Abgeordneten getrennt von den 
Magistraten in einem besonderen Hause sitzen sollten. Dieser 
Vorschlag wurde anfangs angenommen, aber schon im selben 
Jahre ordnete die Versammlung „having had long and serious 



1) Poore, a. a. O. p. 1595. 

2) Die Charte lautete „the Governour, Deputy-Governour and Assi- 
stants of the sayd Company, and other officers of the said Company . . . 
shall be . . . newly chosen . . . for the year ensueing, by such greater 
part of the sayd Company, for the tyme beinge, as shall be then and there 
present." Bei Fisk, Stimmrecht und Einzelstaat, 1896, S. 124 Wird diese 
Bestimmung so interpretiert: „Die andern Mitglieder waren the governour 
(oder Deputy - Governor) and Assistants, deren erste Gruppe von der 
Krone von England ernannt wurde; nachher aber wurden sie von der 
Generali Assembly gewählt." Unter dem Namen „Generali Assembly" 
muss man hier nicht die gesetzgebende, in welcher die „freemen" durch 
ihre Vertreter repräsentiert wurden, sondern die Wahlversammlung ver- 
stehen, an der die „freemen" persönlich teilnahmen. Vgl. Moran, a. a. O. p.23. 
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debates about the premises" an, dass die beiden Körperschaften 
ein Haus bilden sollten 0. 

Die Gouverneure und Assistenten traten wie früher in der 
Rolle eines kollektiven administrativen Organes auf. Diese 
Funktionen nahmen mit dem Anwachsen der Kolonie auch zu: 
in ihren Händen liegt die ganze auswärtige Politik der Kolonie, 
die Beilegung der Streitigkeiten mit der Nachbarschaft, die An- 
wendung der zur Verteidigung der Kolonie notwendigen Mass- 
regeln. Wie frtiher sind der Gouverneur und die Assistenten 
die Richter des höchsten Gerichtshofes der Kolonie^) und be- 
halten diese Stellung bis zum Jahre 1747 bei. 

An der Gesetzgebung teilnehmend, bilden sie den Depu- 
tierten gegenüber eine besondere Gruppe, die ihrerseits als ein 
geschlossenes Kollegium erscheinen. Diese Differenzierung 
der die Generalversammlung zusammensetzenden Elemente 
wird sehr klar durch den Beschluss vom Jahre 1668 hervor- 
gehoben, kraft dessen den Deputierten das Recht zugestanden 
wird, sich für eine halbe Stunde aus der Versammlung zu ent- 
fernen „to cousider of such affaires as they may think fitt to 
propose for the well beinge of the colony". Im Jahre 1672 
geht ein Gesetz durch, nach dessen Bestimmungen „noe tax 
nor rate from henceforth shall be made layde or levied on the 
inhabitans of this colony, without the cousent of the Deputys 
present pertaining to the whole colony"^). Wenn also die 
Assistenten zusammen mit der Minderheit der Deputierten über 
eine Mehrheit der Stimmen in der Versammlung verfügen, so 
müssen sie nichtsdestoweniger den übrigen Deputierten nachgeben. 

Diesen Fall ausgenommen votierten die Deputierten mit 
den Assistenten zusammen. Die Trennung der Generalversamm- 
lung in zwei Kammern, die im Jahre 1696 geschehen ist, war 
deshalb zweifelsohne zu gunsten der Assistenten, denen da- 



1) Moran, a. a. O. p. 24. 

2) Abgesehen von der Generalversammlung, die dem englischen Ge- 
danken entsprechend als Inhaberin der höchsten richterlichen Gewalt erscheint. 

3) Vgl. Riley, a. a. O. p. 15. 
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durch das Vetorecht den Beschlüssen der Deputiertenkammer 
gegenüber vorbehalten wurde*). 

Seine politische Organisation hat Rhode Island bis zur 
Verfassung vom Jahre 1842^) unangetastet aufbewahrt. Dieses 
unter dem Einflüsse der Unionsverfassung zustande gekommene 
Grundgesetz kann für unsere Aufgabe unberücksichtigt gelassen 
werden. 



4. New-Hampshire. 

New-Hampshire, der vierten aus den unter dem Namen 
Neuengland bekannten Kolonien , die sich anfangs unter der 
Jurisdiktion von Massachusetts befand und dann zu einer Kron- 
provinz umgewandelt wurde, war es nicht durch die Geschichte 
beschieden, selbständige politische Institutionen auszubilden. 
Wenn es Massachusetts gelungen ist, autonome Einrichtungen 
zu schaffen, so erklärt sich das dadurch, dass Karl I. anfangs 
nicht voraussehen konnte, welche unerwartete Anwendung die 
von ihm der Handelsgesellschaft gegebene Charte finden würde, 
und weil er dann später durch die inneren Wirren in England 
viel zu sehr in Anspruch genommen war, als dass er auf diesen 
entlegenen Teil seiner Länder viel Aufmerksamkeit hätte lenken 
können. Wenn Connecticut seine Selbständigkeit, welche es 
bis in die Hälfte des XVII. Jahrhunderts genoss, auch fernerhin 
zu bewahren vermochte, so geschah dies auf Konto der Nach- 
giebigkeit seiner Politik dem Mutterlande gegenüber. New- 
Hampshire wurde erst zu einer selbständigen Kolonie erhoben 
zur Zeit, da die englische Regierung auf ihre amerikanischen 
Besitzungen schon ein wachsames Auge hatte und keineswegs 
geneigt war, den neugebildeten Kolonien eine autonome Re- 
gierungsart zu gewähren. New-Hampshire bildete in dieser 



1) Arnold, a. a. O. p. 533. — Aus den mir zur Verfügung stehenden 
Quellen bin ich nicht imstande, den nächsten Anlass zur Trennung fest- 
zustellen. Allgemein betrachtet War es die natürliche Folge des jahrelang 
dauernden Prozesses der Differenzierung der die Generalversammlung 
bildenden Elemente: Assistenten und Deputierten. 

2) Poore, a. a. O. p. 1603. 
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Hinsicht keine Ausnahme. Die „commission*' vom Jahre 1679 0, 
die vom König Karl II. gegeben wurde, anerkennt diese Kolonie 
als eine Provinz, die unter der „immediate care and protection" 
des Königs bleiben sollte. Diese direkte Fürsorge hat sich 
darin ausgeprägt, dass die Kolonie unter die Verwaltung des 
vom Könige ernannten Gouverneurs und sechs Räten gestellt 
wurde. Zu diesen Räten ernennt der Gouverneur noch drei 
„out of the severall parts of the said Province." Dem Gou- 
verneure wurde dabei das Recht vorbehalten, sich aus der Zahl 
der Räte einen Gehilfen — „deputy-governor" auszuwählen. 
Rat und Gouverneur tibernehmen zusammen die Rolle einmal 
eines „standing court for administration of justice", dann die 
eines höchsten Verwaltungsorganes, dem die verschiedenartigsten 
Aufgaben, von der Organisation der Miliz angefangen bis zur 
Verbreitung des christlichen Glaubens unter den Heiden auf- 
erlegt wurden, und endlich die einer der Kammern in der gesetz- 
gebenden Versammlung. Dass der Rat und die Deputierten von 
den „towns'', die im Jahre 1680 zusammentraten, getrennt sitzen 
sollten, geht schon aus den Bestimmungen der „commission'' 
klar hervor: „every such Acts, laws, and ordinances, as shall 
from time to time be made in and by such general Assembly 
or Assemblies, shall be . . . approved and allowed by the Presi- 
dent and the Councill''. „Bei dieser Sitzung wie bei jeder fol- 
genden — die gemeinsamen Sitzungen ausgenommen — sassen 
die beiden Kammern getrennt 0". 

Die Geschichte von New-Hampshire zeigt uns ununter- 
brochene Zusammenstösse zwischen dem Gouverneure mit 
seinem Rate einerseits und den Volksvertretern andererseits. 
Infolge dieser Konflikte werden die Vertreter der „town" 
jahrelang nicht einberufen, und die Steuern werden er- 
hoben ohne Zustimmung der Volksvertreter. Unter solchen 
Umständen konnte keine Rede davon sein, die Kompetenz 
des Gouverneurs und seiner Räte zu schmälern, oder diesen 
unter die Kontrolle der Volksvertreter zu stellen. Das einzige, 
was die Kolonisten zu tun wagten, waren die Versuche, die 
Willkür der Räte in der Ausübung ihrer richterlichen Funktionen 
einzuschränken. 



1) Poore, a. a. O. p. 1275. 

2) Moran, a. a. O. p. 14. 
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Als diese Kolonie in der revolutionären Epoche vor die 
Aufgabe einer Umgestaltung ihrer politischen Einrichtungen ge- 
stellt wurde, hat sie diese dadurch gelöst, dass sie sich die 
Nachbar-Kolonie Massachusetts zum Muster nahm. 

Die Verfassung vom Jahre 1776*) hat die Ernennung des 
Rates, dessen Mitgliederzahl sich auf 12 belief, dem Repräsen- 
tantenhause überlassen^). Dieser Rat wählte sich den Präsi- 
denten selbst. Diese Verfassung, die vielleicht für Uebergangs- 
zustände der Kolonie geeignet war, bedurfte einer Fortentwick- 
lung, die durch die Verfassung vom Jahre 1783 kam^). 

Diese Verfassung steht unter dem direkten Einflüsse der 
Verfassung von Massachusetts (1780), ja sie wird fast zu deren 
wörtlicher Kopie. Ebenso wie in Massachusetts wird im Senate 
die Gesamtheit der Bevölkerung als Summe aller Steuerpflich- 
tigen vertreten. Ebenso wie in Massachusetts soll im Repräsen- 
tantenhause „a representation of the people . . . upon the prin- 
ciples of equality'' sein. Als Ausgangspunkt der Repräsentation 
wird „eveny town, parish or place intitied to town Privileges, 
having one hundred and fifty rateable male polls" genommen. 
Hier wie dort liegt — wenn auch nicht so stark ausgeprägt — 
der Unterschied in der Wählbarkeit für den Senat und das 
Repräsentantenhaus in der Höhe des Vermögenscensus. 

Art. XXXVII dieser Verfassung erklärt die Trennung der 
Gewalten, aber mit dem Vorbehalte, dass diese Trennung nur 
insoweit durchgeführt werden soll, als „that chain of connection, 
that binds the whole fabric of the Constitution in one indisso- 
luble bond of union and amity" es erlaubt. — Die Verfassung, 
die eine absolute Trennung der Gewalten keineswegs herbei- 
führen will, liess die Verbindung zwischen gesetzgebender und 
vollziehender Gewalt teilweise weiter bestehen: der Präsident 
des Staates ist zugleich der Vorsitzende des Senats, in welchem 
er „shall have a vote equal with any other member and shall 
also have a casting vote in case of a tie. „Der Trennungs- 



1) Poore, a.a.O. p. 1279. 

2) „The traditional division of the Legislature into two branches 
can hardly be said to have been followed," Thorpe, a. a. O., I, p. 114. 

3) Poore, a. a. O. p. 1280. — Diese Verfassung trat jedoch erst im 
Jahre 1784 in Kraft. 
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prozess der Gewalten schritt nichtsdestoweniger weiter, denn 
die gesetzgebende Versammlung wurde von ihren Funktionen 
administrativen Charakters befreit: „annually, on the first mee- 
ting of the generali court, two members of the Senate and three 
from the house of repräsentatives, shall be chosen by Joint 
ballot of both houses as Council, for advising the President in 
the executive part of government." 

Erst die Verfassung vom Jahre 1792 macht den letzten 
Schritt auf dem Wege zur endgültigen Trennung der gesetz- 
gebenden Gewalt von der vollziehenden, indem sie den Gou- 
verneur seines Sitzes im Senate beraubt. Die Wahl des Rates 
wird dem gesetzgebenden Organe genommen und wird auf das 
Volk selbst übertragen. Als Ueberrest des verschwundenen 
Bandes zwischen dem Senate und dem Rate bleibt nur die Er- 
nennung der Mitglieder beider Organe durch ein und dieselben 
Wähler 2). 



1) Poore, a. a. O. p. 1294. 

2) Die Existenz des Rates kann aus den mir zur Verfügung stehen- 
den Quellen bis zum Jahre 1877 konstatiert werden : in diesem Jahre wurde 
durch eine Amendement die Wahldauer der Räte von einem auf zwei Jahre 
verlängert. Poore, a. a. O. p. 1308. 
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Mittelkolonien. 

1. Pennsylvania und Delaware. 

Die konstitutionelle Entwicklung von Pennsylvania bietet 
für die uns hier beschäftigende Frage ein reges Interesse dar. 
Obgleich diese Kolonie in den Händen eines Eigentümers — 
nämlich des Quäckers William Penn — war, hat sie ihre freie 
Einrichtungen unberührt in der kolonialen Aera bewahrt und 
fast unverändert in die Verfassung vom Jahre 1776 übertragen. 
Dafür sollte Pennsylvania der Politik von Penn Dank wissen, 
der in seinem Besitze, im Gegensatz zu andern Eigentümern, 
nicht einen Gegenstand der Ausbeutung, sondern eine Gemeinde 
freier Menschen erblickte, die das volle Recht auf freie Entfal- 
tung ihrer Kräfte hätten*). 

Der politischen Organisation von Pennsylvania lag die 
von Penn im Jahre 1683 gegebene und schon im folgenden 
Jahre den kolonialen Lebensbedingungen entsprechend verän- 
derte „Frame of Government" zu Grunde ^). Diese Verfassung 
richtet zwei getrennte repräsentative Organe ein: erstens den 
„provincial Council", der aus 18 Mitgliedern — drei von jeder 
Grafschaft — besteht, und zweitens die „Generali Assembly", 
in welche jede Grafschaft sechs Mitglieder entsendet. Der 
Gouverneur und dessen Gehilfe sind ex officio Vorstände des 
Rates, ohne dessen Zustimmung sie keinen Akt vornehmen 
können, der „shall or may relate unto the justice, trade, treasury, 
or safety of the province and territories". Der Rat wird auf 
drei Jahre gewählt und partiell — jedes Jahr ein Drittel — er- 
neuert^). 

Die Rolle der Generalversammlung ist im Vergleiche mit 
der des Rates nur eine untergeordnete: alle Gesetzesvorschläge 
werden im Rate ausgearbeitet und 20 Tage vor Einberufung der 



1) „If in relation between us, sagte Penn, the people want of me 
anything that would make them happier, 1 should readily grant it," Bancroft, 
History of the United States, II, p. 638. 

2) Poore, a. a. O. p. 1527. 

3) Erstes Beispiel der partiellen Erneuerung eines gesetzgebenden 
Organs ! 
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Generalversammlung publiziert: der letzteren bleibt nur, sie 
anzunehmen oder abzulehnen. Das Recht der Qesetzesinitiative 
ist den Mitgliedern der Versammlung nicht gegeben: es ist 
ihnen nur die Möglichkeit vorbehalten, in den ersten acht Tagen 
der Session „confer freely with one another; and if any of 
them See meet, with a committee of the provincial Council, 
which shall be, at that time, purposely appointed, to receive 
from any of them proposals for the alternations, or amendments, 
of any of the said proposed and promulgated bills." 

„The people have thein representatives in provincial Coun- 
cil! to prepare, and the Assembly as it is calied has only the 
power of aye or no, yea or nay", so schrieb Penn^). Seine 
Vorstellung vom Prozesse der Gesetzgebung war die, dass die 
Gesetze in einem engeren Kreise, der mit der Administration 
betrauten Räte ausgearbeitet und dann der Bevölkerung bekannt 
gemacht werden sollten : die letztere soll durch ihre Vertreter 
eine Antwort auf diese Vorschläge abgeben. 

Diese untergeordnete Lage der Versammlung, die an das 
Schicksal des „corps legislatif" nach der französischen Ver- 
fassung vom Jahre VIII (1799) erinnert, konnte sich nicht auf 
eine lange Zeit halten: die Mitglieder der Versammlung ver- 
langen die Ausdehnung des Rechtes der Gesetzesinitiative auch 
auf ihre Körperschaft; Penn hat, obgleich ungern, diesem Ver- 
langen nachgegeben: kraft der Bestimmungen der neuen „Frame 
of Government'' vom Jahre 1696 2) wird den Mitgliedern der 
Versammlung das Recht eingeräumt „to prepare and propose to 
the governor and Council all such bills as they or mayor part 
of them, shall, at any time, see needful to be passed into 
laws." Diese Konzession konnte aber der begonnenen Ver- 
legung des Schwerpunktes der Gewalt aus dem Rate in die 
Versammlung nicht Einhalt tun: die Mitglieder der letzteren 
sind zahlreicher, als die des Rates und stehen der totalen Er- 
neuerung wegen in engerer Verbindung mit dem Volke, als es 
für den Rat mit seiner partiellen Erneuerung möglich ist. 



1) Osgood, a. a. O., II, p. 259. 

2) Poore, a. a. O. p. 1531. 
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Vom Jahre 1701 ab Verliert der Rat infolge einer soge- 
nannten „Charter of Privileges*' seine Stellung als eine der 
gesetzgebenden Kammern und wird zur Rolle eines beratenden 
Organs bei dem Gouverneure herabgesetzt. Die gesetzgebende 
Gewalt konzentriert sich in der Generalversammlung, in welche 
jede Grafschaft jetzt vier Deputierte entsendet. „Der Rat übte 
von da an in der Tat keine gesetzgebende Gewalt mehr aus. 
Er war ein beständiger Ratgeber des Gouverneurs hinsichtlich 
der vorgeschlagenen Gesetze; die letzteren wurden besprochen 
und die Gesetzgebung wurde beeinflusst, aber an der Gesetz- 
gebung nahm er keinen Teil"^). 

Es war deshalb nichts erstaunliches, dass die Verfassung 
vom Jahre 1776, im Gegensatz zu den anderen Verfassungen 
jener Epoche, das Einkammersystem eingeführt hat: in dieser 
Hinsicht legte sie nur das fest, was in der Praxis schon Jahr- 
zehnte lang war ^). Andererseits wirkte auf diese Eigenartigkeit 
der Pennsylvanischen Verfassung die persönlichen Ansichten 
von Franklin ein, der unter dem Einflüsse der Physiocraten und 
besonders Turgot's gegen die Zersplitterung der Gewalt im 
Staate war^). Die Verfassung vom Jahre 1776 bewahrt das 
Band mit der früheren politischen Organisation noch dadurch, 
dass sie „the supreme executive Council" bei dem Gouverneure 
weiter bestehen lässt. Dieser Rat mit seinen zwölf Mitgliedern 



1) Poore, a. a. O. p. 1536. 

2) Osgood, a. a. O., II, p. 276. 

3) Poore, a. a. O. p. 1540. — Das Einkammersystem entsprach zudem 
den Wünschen gewisser Teile der Bevölkerung und zwar schottischer und 
irländischer Emigranten. Vgl. Thorpe, Constitutional history of the United 
States, 1901, II, p. 11. 

4) Das Einkammersystem wurde in der Konvention, welche diese 
Verfassung ausgearbeitet hat, angenommen, nachdem es von selten Franklins 
und eines anderen Mitglieds, Rittenhouse, eine warme Verteidigung gefunden 
hatte. — „Divine Providence, lesen wir gelegentlich dieses Falles in einem 
Pamphlet jener Zeit „Observations on the present government of Pennsyl- 
vania" — seems to have permitted them to err upon this subject in order 
to console the World for the very great superiority they both possess 
over the rest of mankind in everything eise except the science of govern- 
ment." Bei Harding, Party strugles over the first Pennsylvania Constitution, 
Reports of the American Historical Association, 1894, p. 388, 4. Fussnote. 
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wird, wie in der kolonialen Aera, partiell jedes Jahr ein Drittel 
erneuert. Dank der partiellen Rotation „more men" sagt die 
Verfassung, „will be trained to public business, there will in 
every subsequent year be found in the Council a number of 
persons acquainted with the proceedings of the foregoing years, 
whereby the business will be more consistently conducted and 
moreover the danger of establishing an inconvenient aristocracy 
will be effeciently prevented." 

Die Verfassung des Jahres 1790 ^ wandelt diesen Rat in 
eine gesetzgebende Kammer — den Senat — um, der gleich 
der anderen Kammer — dem Repräsentantenhause proportioneil 
der Bevölkerung, jedoch auf 4 Jahre mit partieller Erneuerung 
gewählt wird. Die Mitglieder der beiden Kammern werden „at 
the same time, in the same manner and at the same place" gewählt. 
Die Zahl der Senatoren sol I sich nicht auf mehr als je 4, die der Reprä- 
sentanten auf mehr als je 100 von jedem Wahldistrikte belaufen. 

Delaware, ein Privateigentum von Penn, stand bis zum 
Jahre 1701 unter der Verwaltung von Pennsylvania, von da an 
hat es, kraft der von Penn gegebenen Charte^), das Recht zu- 
gestanden bekommen, eine eigene repräsentative Versammlung 
einzuberufen mit je vier Deputierten aus jeder Grafschaft. Nach 
dem Beispiel von Pennsylvanien wird also nur eine Kammer 
eingerichtet. 

Die Verfassung vom Jahre 1776^) folgt aber der von Penn- 
sylvanien nicht und führt das Zweikammersystem ein. Das 
gesetzgebende Organ besteht nach dieser Verfassung aus zwei 
Kammern: aus dem „House of assembly"*, mit je 7 Deputierten 
und dem „Council" mit je 3 Mitgliedern aus jeder Grafschaft. 
Der Unterschied zwischen den beiden Kammern ist der, dass 
die „assembly" jährlich total erneuert, während der „Council" 
auf drei Jahre mit partieller Erneuerung — jedes Jahr ein 
Drittel — gewählt wird. Bei dem Gouverneure wird ein „Privy 
Council" eingesetzt, der aus 4 — zwei von jeder Kammer — 
gewählten Mitgliedern besteht. [Die Verfassung vom Jahre 1792 
schafft diesen Council ab.] 



1) Poore, a. a. O. p. 1548. 

2) Poore, a. a. O. p. 270. 

3) Poore, a. a. O. p. 273. 
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Beide Staaten (d.h. Pennsylvania und Delaware) machen 
die Ausübung des Wahlrechts und die Wählbarkeit nicht von 
einem Vermögenscensus abhängig. 



2. New Jersey. 

Die Kolonie New Jersey, die bis zum Jahre 1702 Privat- 
eigentum war, wurde dann eine Kronprovinz. Die erste gesetz- 
gebende Versammlung in New Jersey wurde im Jahre 1668 
einberufen. 

Auf den unklaren Wortlaut der sogenannten „concessions"" 
— eines von den Eigentümern gegebenen Actes, der die poli- 
tische Organisation der Kolonie regelte — , sich stützend, ver- 
langte der Gouverneur, dass die Volksvertreter von ihm und 
seinem Rate getrennt sitzen sollten. Es zeigte sich hier, wie in 
anderen Kolonien, die Befürchtung des Rates, dessen Mitgliederzahl 
eine Grenze gezogen war, (von 6 bis 12), durch die im Verhältnis 
mit der Bevölkerungszunahme sich stetig mehrende Zahl der 
Deputierten überstimmt zu werden. Die Volksvertreter weigerten 
sich aber, dem Verlangen des Gouverneurs Folge zu leisten. 
Nach vergeblichen Unterhandlungen ging die Versammlung aus- 
einander, um im Laufe von sieben Jahren nicht zusammenzu- 
kommen. In dieser Zwischenzeit haben jene Eigentümer auf 
Betreiben des Gouverneurs hin sogenannte „declaration of the 
true intent and meaning and . . . explanation of the con- 
cessions** herausgegeben, in welcher sie den Gouverneur in 
seinem Verlangen unterstützen ^). Trotz den Versuchen der 
Deputierten, ihrerseits ihrem Standpunkte Geltung zu verschaffen, 
wurde die Trennung des gesetzgebenden Organes in zwei Kam- 
mern für dieses Mal festgesetzt und blieb unverändert bis zur 
revolutionären Epoche. Wie in anderen Kolonien tritt der durch 
den Gouverneur ernannte Rat zusammen mit diesem als höchstes 
administratives Organ und als Appellationsgerichtshof auf. Gleich- 
zeitig ist der Rat unter dem Vorsitze des Gouverneurs eine 
gesetzgebende Kammer. Doch verliert im Jahre 1738 dieser 

1) Moran, a. a. O. p. 30. 
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seinen Sitz ex officio im Rate, sobald der letztere als gesetz- 
gebende Kammer tätig ist^. 

Die Verfassung vom Jahre 1776^) richtet ein aus z^ei 
Kammern bestehendes gesetzgebendes Organ ein : die General- 
versammlung und den ,, gesetzgebenden Rat*". In den Rat AVer- 
den von jeder Grafschaft ein, in die Generalversammlung drei 
Mitglieder gewählt. Die Verfassung behält aber dem gesetz- 
gebenden Organe das Recht Vor, wenn dieses es ^equitable 
and proper'' finden sollte, die Vertretung in der General- 
versammlung proportional der Bevölkerung einzelner Graf- 
schaften — „on the principle of more equal representation*' zu 
verteilen ^). 

Die Verfassung von New Jersey enthält im Gegensatz zu 
den meisten Verfassungen jener Epoche keine Erklärung über 
das Prinzip der Teilung der Gewalten, und dieses Schweigen 
ist nicht unabsichtlich; verletzt doch die Verfassung dieses 
Prinzip von Grund aus, wenn sie dem Gouverneure einen Sitz 
im Rate vorbehält. [Erst nach der Verfassung vom Jahre 1842 
wird die Trennung der gesetzgebenden von der vollziehenden 
Gewalt Völlig durchgeführt.] 

Wenn die Verfassung von New Jersey für die Wählbarkeit 
in den Senat einen höheren Vermögenscensus verlangt als für 
das Repräsentantenhaus, so geschieht es hier wie in Massachu- 
setts in Anlehnung an die Zustände in der kolonialen Epoche, 
wo der Rat, in stärkerem Masse als die Volksvertreter die 
Interessen des Besitzes repräsentierte. 



3. New York. 

Die Organisation des gesetzgebenden Organs von New 
York — das anfangs Privateigentum des Herzogs von York, 

1) Lodge, a.a.O. p. 271. 

2) Poore, a.a.O. p. 1310. 

3) Die Forderung der Proportionalität der Vertretung wurde in die 
Verfassung eingebracht, vielleicht unter dem Einflüsse eines Werkes von 
John Adams „Thoughts on Government applicable to the present State of 
the American Colonies", das ausser in Virginia und in Nordcarolina auch 
in New Jersey Zutritt gefunden hatte. 
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des nachmaligen Königs Jakob II., und später eine königliche 
Provinz war — weicht keineswegs Vom gewöhnlichen Typus 
ab : auf der einen Seite steht der Gouverneur mit den von ihm 
aus den einflussreichsten Persönlichkeiten der Kolonie ernannten 
Räten, auf der anderen die Versammlung der durch die Bevöl- 
kerung gewählten Deputierten. Die beiden Organe sind von 
Anfang an getrennt. 

Der Trennungsprozess der gesetzgebenden Gewalt von 
der vollziehenden fängt schon in der kolonialen Aera an, und 
zwar verliert der Gouverneur im Jahre 1736 seinen Sitz im 
Rate, sobald der letztere als gesetzgebende Kammer auftritt 0- 

Dass diese teilweise Trennung den Vertreter Englands 
nicht hinderte, einen Druck auf den Rat auszuüben, beweist 
deutlich die Resolution, welche die Deputierten der Kolonisten 
am Vorabend der Revolution angenommen haben. Diese Reso- 
lution weist darauf hin, dass „die gegenseitige Unabhängigkeit 
der verschiedenen Gewalten, welche am Werk der Gesetz- 
gebung teilnehmen — das Lebensprinzip der englischen Ver- 
fassung — bildet in Wahrheit ein notwendiges Element einer 
jeden guten Regierung, und dass der königliche Rat, unaufhör- 
lich vom König abhängig, im Unterschiede zur englischen Lords- 
kammer, eine verfassungswidrige und gefährliche Rolle spiele" ^). 
Die Verfassung vom Jahre 1777 richtet zwei von der vollziehen- 
den Gewalt unabhängige Kammern ein: die „Versammlung'' und 
den Senat •^). Die Verteilung der Mandate unter die Wahlkreise 
wird Proportionen der Bevölkerungszahl vorgenommen. Für 
die Wahldistrikte der Senatoren nimmt man mehrere Distrikte 
der Wahl der Deputierten zusammen. — In der Organisation 
des gesetzgebenden Organs in New. York tritt im Vergleich der 
schon erwähnten Staaten der Gedanke einer Vermögensver- 
tretung im Senate scharf hervor: von den Wählern für den 
Senat verlangt man nämlich einen mehrfachen Vermögenscensus 
als von den Wählern des Repräsentantenhauses. 



1) Dieselbe Erscheinung haben wir schon in Massachusets und New- 
Jersey konstatiert, wir werden sie später auch in Südcarolina treffen, 

2) A. Gourd, Les chartes coloniales, 1885, II, p. 36. 

3) Poore, a. a, O. p. 1328. 
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Die Eigenartigkeit dieser Verfassung besteht darin, dass 
sie neben den zwei gesetzgebenden Kammern zwei Räte ein- 
richtet: der Gouverneur zusammen mit dem Kanzler und den 
Richtern des höchsten Gerichtshofes bilden einen sogenannten 
„Council of revision"* : alle Gesetze werden, ehe sie in Kraft 
treten, durch diesen Rat einer Prüfung unterzogen, und um das 
Veto, das diesem Organe zusteht, aufzuheben, müssen die 
Kammern ihre Beschlüsse ein zweites Mal mit zweidrittel 
Stimmenmehrheit durchführen. Ferner bildet der Gouverneur 
zusammen mit den Senatoren — je einer von jedem Wahl- 
distrikte gewählt — einen sogenannten „Council of appointment", 
dessen Zustimmung erforderlich ist bei der Anstellung der 
höheren Beamten. 
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Die südlichen Kolonien. 

1. Maryland. 

Durch die Charte vom Jahre 1632*) hat Karl II. jenes Ge- 
biet Caecilius Calvert — „Baro de Baltimore*' gegeben, welches 
jetzt den Staat Maryland und den grössten Teil von Delaware 
einnimmt. Kraft dieser Charte ward Lord Baltimore nicht nur 
Eigentümer dieser Länder, sondern zugleich auch Inhaber aller 
Hoheitsrechte, mit dem Vorbehalte aber, dass die Gesetze der 
Kolonie „de et cum concilio Assensu et Approbatione Liberorum 
Hominum ejusdem Provinciae vel majoris Partis corundem vel 
eorum Legatorum vel Deputatorum*' gegeben werden sollten. 

Bis zum Jahre 1650 nehmen in der Generalversammlung 
von Maryland der „lieutenant-general" (Stellvertreter des Eigen- 
tümers) und „gentlemen summoned by special writ" teil; was 
aber die Teilnahme der Kolonisten an diesen Versammlungen 
anbetrifft, so geschieht sie bald mittelbar durch ihre Vertreter, 
bald unmittelbar durch sie selbst persönlich, bald beides zu- 
sammen. Die gesetzgebende Versammlung besteht nur aus einer 
Kammer. Doch schon im Jahre 1642 tritt das Bestreben dieser 
Kammer, sich in zwei zu trennen, zu Tage: eines der Versamm- 
lungsmitglieder — Robert Vaughan — schlägt im Namen „of 
the burgesses"* vor, dass die Vertreter der „freemen"* getrennt 
von den ernannten Mitgliedern sitzen sollten 2). Die General- 
versammlung hat aber dieser Meinung ihre Zustimmung versagt. 

Die Volksvertreter, die also mit den die Interessen 
des Eigentümers vertretenden durch diesen auch ernannten 
Mitgliedern zusammen sitzen sollten, fühlten sich in deren 
Mitte als eine abgesonderte Gruppe. Während in Massa- 
chusetts die Deputierten verlangten, dass die Abstimmung durch 
die ganze Versammlung geschehen sollte, beanstanden in Mary- 
land die Volksvertreter die Gültigkeit jener Beschlüsse, für 



1) Poore, a. a. O. p. 811. 

2) Osgood, a. a. O., II, p. 78, 
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welche sich zwar die Mehrheit der ganzen Versammlung, je- 
doch nur die Minderheit der Deputierten ausgesprochen hatte ^). 

Im Jahre 1650 findet die Trennung der Versammlung in 
zwei Kammern ihre Verwirklichung: „for the more convenient 
dispatch of the business" teilt sich die Versammlung in das 
,,lower house", wo die Volksvertreter sitzen und in das ,,upper 
house", wo der Gouverneur mit seinem Rate seinen Sitz hat^). 

Trotzdem Maryland in den folgenden Jahren bald Privat- 
eigentum, bald Kronprovinz war, blieb seine politische Struktur 
bis zur revolutionären Epoche unverändert. Ebenso wie in 
anderen Kolonien tritt der Rat zusammen mit dem Gouverneure 
in der Rolle eines collegialen administrativen Organes und einer 
gesetzgebenden Kammer auf. Die Zahl seiner Mitglieder schwankt 
zwischen 6 und 12. 

Die Mitglieder der Kammer „of the Burgesses'' wurden 
in den 16 Grafschaften, in die die Kolonie eingeteilt war, ge- 
wählt. Jede Grafschaft entsandte 4 Deputierte, Annapolis schickte 
deren zwei^). 

Die Verfassung vom Jahre 1776^) ist von grossem Interesse, 
weil hier zum ersten Male in einem konstitutionellen Staate 
die indirekte Wahl für das Oberhaus eingeführt wurde. 

Der Rat der kolonialen Epoche wird nach dieser in zwei 
Organe zersplittert: erstens, in den „Council to the Governor'', 
der aus 5 Mitgliedern besteht, und der in gemeinsamer Sitzung 
der beiden Kammern gewählt wird aus jenen Personen, die zum 

1) Moran, a.a.O. p. 44. — Im Gegensatz zu New Jersey, wo die 
Iniative zur Trennung vom Gouverneure ausging, finden wir in Maryland 
diese Forderung auf Seiten der Deputierten gestellt. Diese Erscheinung 
kann man Wohl dadurch erklären, dass, während in New Jersey die „Con- 
cessions" die Zahl der Räte festsetzte (6—12), die Charte von Maryland 
überhaupt keine Erwähnung über die ernannten Mitglieder der General- 
versammlung enthält: es hing vom Eigentümer ab, ihre Zahl unbeschränkt 
zu erweitern. Daher rührten die Befürchtungen der Deputierten, durch 
die ernannten Mitglieder erdrückt zu werden. 

2) The puritans had only one house during their term of power, but 
the Assembiy in 1658 returned to the division into two houses, which has 
never since been changed." Sparks, Causes of the Maryland Revolution 
of 1689, John Hopkins university studies, 1896, p. 14. 

3) Lodge, a. a. O. p. 114. 

4) Poore, a. a. O. p. 817. 
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Eintritt ins Oberhaus AVahlberechtigt sind, und, zweitens in das 
Oberhaus — in den Senat, der durch ein speziell gewähltes Kol- 
legium von Wahlmännern ernannt wird. Diese Eigentümlichkeit 
der Maryland-Verfassung wird uns, wenn wir die Qualifikationen der 
Wahlmänner für den Senat ins Auge fassen, nur als eine Nach- 
ahmung der Wahl der Senatoren durch das Unterhaus erscheinen. 
Die Wahlmänner in Maryland haben dieselbe Wahlqualifikation, 
wie sie die Verfassung von den Repräsentantenhausmitgliedern 
verlangte ^). 



2. Sfidcarolina. 

Die konstitutionelle Entwicklung von Südcarolina, das bis 
zum Jahre 1720 Privateigentum von Clarendon und sieben 
anderen „cousins and councellors" Karls II. war und seit dieser 
Zeit die Stellung einer Kronprovinz einnahm, lässt in dem uns 
hier interessierenden Punkte fast keinen Unterschied erkennen 
von jener Gruppe der Kolonien, die man im Gegensatz zu den 
Kolonien mit korporativem Charakter (nur drei: Massachusetts, 
Connecticut und Rhode Island) unter dem allgemeinen Begriffe 
„Provinz" zusammenzufassen pflegt'^). 

Die erste „Versammlung" oder „das Parlament", wie es 
stolz in Südcarolina hjess, wurde im Jahre 1674 einberufen. 
Der Kreis seiner Tätigkeit war eng, und seine Rechte waren 
beschränkt: seine Rolle bestand in der Annahme oder Ver- 
weigerung jener Qesetzesvorschläge, die der Gouverneur ge- 
meinschaftlich mit dem von ihm ernannten Rate vorher ausge- 
arbeitet hatte ; die Gesetzesinitiative stand dem Parlamente nicht zu. 



1) J. Silver in seiner Schrift über „The provisional Government of Mary- 
land, John Hopkins university studies" 1 895, p. 51 , weist nicht ohne Grund darauf 
hin, dass das Beispiel von Maryland auf die Bildung des Senats in der 
Unionsverfassung von Einfluss war. Vgl. Elliots Debates, V, p. 186. Sogar 
Wilson, der einzige, der mit so grossem Eifer die Wahl des Senats durch 
das Volk unmittelbar verteidigte, gab endlich seine Zustimmung zur in- 
direkten Wahl der Senatoren, vgl. Debates, V, p. 239. 

2) Vgl. Osgood, The Classification of colonial government, Reports 
of the Amer. Histor. Association 1895, p. 619, 
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Diese untergeordnete Lage der Volksvertreter dauerte aber 
nicht lange, und schon bald sehen wir sie das Recht des Ge- 
setzesinitiative ausüben: formell wurde ihnen dieses Recht von 
Seiten der Eigentümer im Jahre 1694 zuerkannt^). 

Der Rat und die Volksvertreter sassen von Anfang an 
getrennt. 

„Das Parlament", die Volkskammer wurde zuerst in der 
Generalversammlung der „freemen*' in Charlestown und vom 
Jahre 1704 in den Kirchspielen, in welche Südcarolina in diesem 
Jahre eingeteilt wurde, gewählt. Die Zahl der Parlaments- 
mitglieder stieg im Verhältnis der Bevölkerungszunahme (von 
20 bis 48 im Jahre 1775). Der Rat wurde durch die Eigen- 
tümer, solange sich die Kolonie in deren Händen befand und 
später durch den König (in Wirklichkeit durch den Gouverneur) 
ernannt, als die Kolonie an die Krone kam. Die Zahl der 
Räte überschritt 15 nicht, gewöhnlich blieb sie auf 12. Der 
Rat erfüllte neben seinen administrativen Pflichten die Funktionen 
einer gesetzgebenden Kammer, dessen ex officio Mitglied der 
Gouverneur ist. Doch verliert er seinen Sitz im Rate, sobald 
dieser als gesetzgebende Kammer auftritt. Dies geschah, als 
Südcarolina zur königlichen Provinz wurde. 

Die Verfassung vom Jahre 1776^) richtet ein aus zwei 
Kammern bestehendes, gesetzgebendes Organ ein: 1. Reprä- 
sentantenhaus und 2. „legislative Council". Der letztere wird 
durch das Repräsentantenhaus in der Anzahl von 13 Mitgliedern 
gewählt^). Die beiden Kammern wählen in gemeinsamer Sitzung 
den sogenannten „privy Council", dessen Vorstand ex officio 
der Vizegouverneur ist (Art. XVI). 

Die Verfassung vom Jahre 1778^), die die damalige Or- 
ganisation des gesetzgebenden Organs nicht antastete, änderte 
aber die Konstruktion des „privy Council", indem sie anstatt 



1) Vgl. Whitney, Government of the colony of South Carolina, John 
Hopkins University Studies, 1895. p. 47. 

2) Poore, a. a. O. p. 1615. 

3) Diese Art der Wahl des Oberhauses wurde in Südcarolina schon 
in der Zeit des Aufstandes vom Jahre 1719 angewendet. Vgl. Lodge, 
a. a. O. p. 166. 

4) Poore, a. a. O. p. 1620. 
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der totalen die partielle Ernennung für dessen Mitglieder ein- 
führte — jedes Jahr eine Hälfte. 

Die Verfassung vom Jahre 1790*) nimmt die Wahl des 
Oberhauses — des jetzigen Senats — aus den Händen des Reprä- 
sentantenhauses und überträgt sie auf das Volk selbst. Der 
„privy counciP ist spurlos verschwunden. 



3. Nordcarolina. 

Denselben Eigentümern, die mit Clarendon an der Spitze 
Südcarolina im Besitze hatten, gehörte auch Nordcarolina. 

Mit der politischen Organisation Nordcarolinas ist der 
Name John Locke's verknüpt: auf Bitten der Eigentümer hatte 
er im Jahre 1669 sogenannte „Fundamental constitutions** für 
Nordcarolina geschrieben 2). Diese „constitutions'', die, da sie 
für die Bedingungen des kolonialen Lebens völlig unbrauchbar 
Waren, in der Praxis niemals Anwendung gefunden haben, sind 
für uns hier nur deshalb von Bedeutung, weil sie das Zwei- 
kammersystem einführen wollten: die Eigentümer sollen zu- 
sammen mit den Qrundherren und den Vertretern der „free- 
holders'' „sit all togeather in one roome, and have every member 
one vote" (Art. 71). — Die Eigentümer haben dem Gouverneur 
gleichzeitig mit den „constitutions" von Locke eine temporäre 
Instruktion geschickt, die zur Richtschnur der politischen Or- 
ganisation Nordcarolinas wurde. 

Als Vertreter der Eigentümer in der Kolonie traten der 
von ihnen ernannte Gouverneur und fünf Deputierte auf. Dem 
Gouverneure zur Seite stand ein Rat, der im Laufe der Jahre 
viele Veränderungen erlitt: bis zum Jahre 1670 wurde er durch 
den Gouverneur ernannt und bestand aus 6—12 Mitgliedern. 
Von da ab traten die Vertreter der „colonial nobility" und fünf 
durch die Deputierten der „freeholders'' ernannte Mitglieder in 
den Rat ein. Schon im Jahre 1691 verschwinden diese letzteren 



1) Poore, a. a. O. p. 1628. 

2) Poore, a.a.O. 1397. Vielleicht ist es das erste Beispiel der An- 
ivendung des Wortes ^Constitution" im Sinne des Grundgesetzes des Landes ! 
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aus dem Rate. Vom Jahre 1724 wird der Rat durch die Eigen- 
tümer ernannt^). Von 1729 an, als Nordcarolina an den König 
gelangte, wurde die Ernennung der Ratsmitglieder rechtlich 
durch den König, tatsächlich durch den Gouverneur ausgeübt. 

Die Aufgabe des Rates, ausser den administrativen 
Funktionen, die er zusammen mit dem Gouverneur erfüllte, 
beruhte auf der Teilnahme an der Gesetzgebung. Die gesetz- 
gebende Versammlung von Nordcarolina bestand, vielleicht unter 
dem Einflüsse der Verfassung von Locke, die, obwohl sie nicht 
angewandt wurde, doch eine gewisse Wirkung auf die Ent- 
wicklung der politischen Struktur dieser Kolonie ausgeübt hatte, 
anfänglich nur aus einer Kammer: der Rat ugd die Volksver- 
treter (zwei Deputierte von jeder „prencict", in welche die 
Kolonie eingeteilt wurde) sassen zusammen. Dem Gouverneure 
wurde das Recht auf einen Sitz in der Generalversammlung 
nicht zuerkannt, und dieser Umstand hat die Trennung der 
Versammlung in zwei Kammern herbeigeführt: um nämlich die 
Gesetzesvorschläge, die in die Versammlung eingebracht wurden, 
gemeinschaftlich mit dem Gouverneur zu besprechen, veranstalten 
die Mitglieder des Rates mit diesem besondere Beratungen: 
nach und nach ziehen sich die Räte aus der Generalversamm- 
lung ganz zurück, und im Jahre 1691 wurde ihnen dieses Recht, 
das sie schon lange nicht mehr ausübten, tatsächlich formell 
von den Eigentümern entzogen, und von da an bilden Sie mit 
dem Gouverneure zusammen eine Art zweite Kammer. 

Die Verfassung vom Jahre 1776^) führte das Zweikammer- 
system ein: die gesetzgebende Versammlung besteht aus dem 
Senate und dem „House of Commons**. Diese Kammern unter- 
scheiden sich dadurch, dass jede Grafschaft einen Vertreter in 
den Senat und zwei in das Repräsentantenhaus entsendet. 

Nordcarolina ist zusammen mit New York der einzige 
Staat, in welchem der Gedanke einer Vermögensvertretung im 
Senate klar zum Ausdruck kommt. Die Verfassung verlangt 
nämlich von den Wählern für den Senat einen Vermögencensus, 



1) Vgl. Bassett, The Constitutional Beginnings of North Carolina, 
John Hopkins University Studies, 1894, p. 50. 

2) Poore, a. a. O. p. 1409. 
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Während gleichzeitig von den Wählern des Repräsentantenhauses 
nur die Entrichtung der öffentlichen Steuern verlangt wurde. 

Die beiden Kammern wählen einen „Council of State" 
mit sieben Mitgliedern als beratendes Organ bei dem Gou- 
verneur. 



4. Virginia. 

Im Jahre 1609 hat Jakob I. einer Gesellschaft der „firm 
and hearty lovers of colonisation" eine Charte gegeben 0, kraft 
deren diese alles Land innerhalb der Grenzen des 12. Breite- 
grades in Amerika als Eigentum erhielten. 

Diese Gesellschaft hatte ihren Sitz in London, verfügte 
aber über das Recht, einen Rat aus 13 Mitgliedern für die Ver- 
waltung der Kolonie an Ort und Stelle zu ernennen. 

Im Juni 1619 wurde nicht nur für die Kolonie Virginia, 
sondern überhaupt für Nordamerika — zum erstenmale eine 
repräsentative Versammlung einberufen : jede der elf Pflanzungen, 
aus welchen die junge Kolonie bestand, haben zwei Vertreter 
entsendet (zwei englische Ritter von den Grafschaften). 

Die Sitzungen des Rates und der Volksvertreter fanden 
in einem und demselben Räume statt ^). Im Jahre 1625 wurde 
die Charte zurückgezogen und Virginia wurde eine Kron- 
provinz. 

Diese Umwandlung hat keine Veränderung der poli- 
tischen Organisation in Virginia mit sich geführt: nur traten an 
Stelle des durch die Handelsgesellschaft ernannten Präsidenten 
und der Räte der durch den König berufene Gouverneur mit 
seinem Rate^). 

1) Poore, a. a. O. p. 1893. 

2) Die Sitzungen fanden in einer Kirche statt: „In the choir of the 
church sat the gouvernor and Council ... In the body of the church 
facing the chair, sat the burgesses", John Fiske, Oid Virginia and her 
neighbours, 1899, I, p. 244. 

3) Nur in der Zeit der puritaner Revolution „zog das „Haus of 
Burgesses** nach dem Beispiele Englands alle Gewalt an sich und ernannte 
selbst die Gouverneure und die Ratsglieder," A. Moireau, Histoire des 
Etats-Unis, I, 1902, p. 135. 
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Die Sitzungen des Rates und des „House of Burgesses'' 
waren bis zum Jahre 1680 gemeinschaftlich. Seit dieser Zeit 
Sassen aber diese Körperschaften getrennt 0. 

Die Verfassung vom Jahre ITTQ^) führt das Zweikammer- 
system ein. Das „House of Burgesses" tritt unter dem neuen 
Namen „House of Delegates" auf, in welches wie früher jede 
Grafschaft zwei Deputierte schickt. Der koloniale Rat spaltete 
sich aber, wie in den meisten anderen Kolonien, in zwei Or- 
gane: seine administrativen Funktionen gingen auf den „privy 
Council or Council of State" über, der in gemeinschaftlicher 
Sitzung der beiden Kammern in der Zahl von acht Mitgliedern 
gewählt Wurde. [In der Verfassung vom Jahre 1830 finden 
wir schon keinen Privatrat]. — Die gesetzgebenden Funktionen 
des kolonialen Rates übergibt die Verfassung dem Senate, dessen 
24 Mitglieder in 24 Wahldistrikten gewählt werden. [NB. Ein- 
fluss von Pennsylvania!] Der Senat wird partiell — jedes Jahr 
ein Viertel seiner Mitglieder erneuert. [NB. Einfluss von Penn- 
sylvania I) 



5. Georgia. 

Die politische Organisation dieser Kolonie wich in der 
Periode, als sie der Krone angehörte, vom Durchschnittstypus 
nicht ab: Gouverneur, Rat und Versammlung treten uns hier 
mit ihren gewöhnlichen Funktionen entgegen •'^). Der Rat und 
die Versammlung sitzen getrennt. Die Verfassung vom Jahre 
1777*) führt unter dem Einfluss von Pennsylvania, das Ein- 
kammersystem ein. Doch nimmt hier dieses System solche 
Formen an, die schon Keime des Zweikammersystems erkennen 
lassen: die Versammlung der Volksvertreter wählt nämlich aus 
ihrer Mitte einen „executive Council", dessen Rolle neben seinen 



1) Die näheren Gründe, die zu dieser Trennung geführt haben, sind 
unbekannt geblieben: man kann nur sagen, dass die Initiative zu diesem 
Schritte vom Gouverneur ausging. Vgl. Moran, a. a. O. p. 46. 

2) Poore, a. a. O. p. 1910. 

3) Vgl. Lodge, a. a. O. p. 198. 

4) Poore, a. a. O. p. 377. 
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Funktionen eines beratenden Organes bei dem Gouverneure in 
der Prüfung aller Acten der gesetzgebenden Versammlung be- 
steht (Art. XXII). 

Die Verfassung vom Jahre 1789^) richtet an Stelle dieses 
Rates einen Senat ein, in welchem jede Grafschaft ein Mitglied 
entsendet. Der Senat behält die administrativen Funktionen seines 
Vorgängers nicht bei. 



y^ArticIes of confederation^^ 

Die im Jahre 1781 zu einem Staatenbunde zusammen- 
getretenen dreizehn „ursprünglichen'' Staaten hatten das Ein- 
kammersystem eingeführt. Diese Eigenartigkeit der „Articles*' 
steht kaum in irgendeinem Zusammenhange mit den persön- 
lichen Anschauungen desjenigen Staatsmannes, dessen Teilnahme 
an ihrer Ausarbeitung besonders von Bedeutung war, d. h. Frank- 
lins 2): der bündische Kongress nach den „Articles of confede- 
ration" vertritt die Staaten als gleichberechtigte Glieder des 
Bundes und nur diese: die Bevölkerung der Einzelstaaten wurde 
weder nach ihrer Zahl, noch nach ihrem Vermögen, noch in 
irgend sonst einer Hinsicht berücksichtigt, was der ganzen Sach- 
lage nach auch nicht der Fall sein konnte. Die Staaten sind 
im Bunde souverän geblieben, und als solche bekamen sie im 
Kongresse die gleiche Stimmenzahl, unabhängig von ihrer Grösse 
oder Bedeutung. 



Philadelphia Convention. 

Es liegt nicht im Rahmen dieser Arbeit, die Uebergangs- 
zustände, die den Bestrebungen zu einer „more perfect Union'' 
die Bahn gebrochen hatten, zu verfolgen. Die völlige Macht- 
losigkeit der nach den „Articles of confederation** gebildeten 



1) Poore, a. a. O. p. 384. 

2) Vgl. Thorpe, Constitutional History of the United States, I, 
p. 213 ff., 1901. 



^ 
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Staatsmaschine die endlosen, besonders finanziellen Hindernisse 
zu überwinden, führten zur Einberung der im Mai 1787 in 
Philadelphia tagenden Verfassungsversammlung. 

Aus den Verhandlungen der Philadelphia Convention ist 
es klar, dass das Zweikammersystem für deren Teilnehmer als 
unentbehrliche Bedingung jeder gut eingerichteten Staatsordnung 
erscheint : Von den Gegnern jeder tiefgreifenden Veränderung in 
den „Articles of Confederation"", wie Patterson und Luther 
Martin abgesehen, die kaum zu den prinzipiellen Gegnern des 
Zweikammersystems gerechnet werden können, wagt nur Frank- 
lin gegen dieses System seine, obgleich schüchterne Stimme zu 
erheben ^). 

Dagegen gingen die Ansichten der „fathers*" über die Art 
und Weise der Verwirklichung dieses Systems weit auseinander. 

Unter ihnen stand Wilson mit seinem Plane mehr als 
irgend jemand in der Konvention auf dem Boden der Forde- 
rungen der repräsentativen Demokratie, indem er den Unter- 
schied zwischen den beiden Kammern nur in der Grösse der 
Wahlkreise und der Zahl ihrer Mitglieder erblicken wollte. 
Seine Ansichten fanden aber in der Versammlung so gut wie 
keinen Anklang. Der grösste Teil der Konventionsmitglieder, 
deren typische Vertreter Madison, Hamilton und Gouverneur 
Morris waren, suchte in einer der Kammern des Kongresses, 
nämlich im Senate, eine starke Stütze gegen den Mangel an 
Stabilität, den sie nach Beispielen der direkt vom Volke ge- 
wählten gesetzgebenden Versammlungen der Einzelstaaten, vom 
Repräsentantenhause von vornherein befürchteten. Sie ver- 
langten deshalb entweder indirekte (Madison) oder lebensläng- 
liche Wahl der Senatoren (Hamilton, Morris). In der Versamm- 
lung gab es noch eine, meistens aus Vertretern der kleinen 
Staaten zusammengesetzte Gruppe. Sie wollte das Band, das 
die Staaten mit den politischen Formen verknüpfte, die jene 
unter den „Articles of confedetation" erlebt hatten, nicht ganz 
zerreissen: in einer der Kammern sollten die Staaten auch im 
neuen, wie früher im alten Kongresse, als organisierte Einheiten 
vertreten werden. Um dies zu verwirklichen, musste man einer- 



2) Elliot's, Debates, V, p. 284. 
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seits diese Vertretung jenen Einrichtungen der Einzelstaaten, 
die als Träger des „sense of the States*" erscheinen, d. h. ihren 
Vertretungskörperschaften vorbehalten und andererseits jedem 
Staate unabhängig von der Bevölkerungszahl die gleiche Stimmen- 
zahl gewähren 0. 

Der Kampf in der Versammlung drehte sich nicht um die 
erste Forderung der kleinen Staaten, die zugleich die Forderung 
einer indirekten Wahl in sich schloss, die für die Anhänger 
der „Filtrationspolitik", wie es die Mitglieder der Philadelphfa 
Convention meistens waren, wohl annehmbar war, sondern um 
die zweite, d.h. um die Stimmengleichheit der im Senate zu 
repräsentierenden Einzelstaaten. Die Gefahr^ der Auflösung der 
Konvention, Von der diese kaum einen Schritt entfernt war, hat 
die Gegner der Stimmengleichheit zur Nachgiebigkeit zu gunsten 
der Forderungen der kleinen Staaten gezwungen. Viel weniger 
Verschiedenheiten der Meinungen rief in der Konvention das 
Problem der Organisation des Repräsentantenhauses hervor. 
Mason bringt die herrschende Ansicht zum Ausdruck, wenn er 
verlangt, dass in diesem Zweige des nationalen Kongresses „the 
representatives should sympathize with their constituents ; should 
think and feel as they feel" ^). Daraus ergibt sich die Forde- 
rung der Wahl der Repräsentanten unmittelbar durch das Volk, 
Proportionen der Bevölkerungszahl. Diese Forderung wurde in 
die Verfassung aufgenommen, wenn auch mit dem Vorbehalte, 
dass bei der Verteilung der Mandate unter die Einzelstaaten 
die Zahl der sklavischen Bevölkerung, als Exponent des Ver- 
mögens der Staaten berücksichtigt werden müsse (Sect. 2, 
Abt. 3)^). Neb'en seiner spezifischen Bedeutung, die das Ober- 



1) Ein Ueberrest jener Staatsform, die unter dem Namen „Staaten- 
bund" bekannt ist, die Gleichheit der Stimmen im Oberhause, hat sich, wie 
es oft im Laufe der Geschichte mit menschlichen Einrichtungen geschieht, 
in etwas „rationelles**, aus dem Wesen der Stellung des Gliedstaates im 
Bundesstaate fliessendes umgewandelt. Vgl. Burgess, The election of the 
United States Senators by populär vote, Political Science Quarterly, 1902. 

2) Elliofs Debates, V, p. 161. 

3) Diese Bestimmung wurde erst durch die Amendment XIV Sect. 2 
(im Jahre 1866) aufgehoben. 
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haus in den Augen der Philadelphia Konventionsmitglieder hatte 
— dem Repräsentantenhause gegenüber als Hemmungsmittel 
aufzutreten, sollte es diese Rolle auch dem Vertreter der execu- 
tiven Gewalt gegenüber einnehmen: der alte, in der kolonialen 
Epoche geborene Gedanke taucht hier wieder auf. Aus der 
Aufgabe, ein beratendes („the advice and consent" !) Organ des 
Präsidenten zu sein, folgt, dass man den Senat so organisieren 
tnuss, dass er eine Gewähr für genügende Beständigkeit bieten 
kann, so erklärt sich seine partielle Erneuerung^). 



1) In wie weit diese Bedeutung des Senats als beratendes Organ 
die erste Zeit nach dem Inkraf treten der hündischen Verfassung in den 
Vordergrund trat, ergibt sich daraus, dass seine Sitzungen bis auf die 
zweite Session der dritten Legislaturperiode der Oeffentlichkeit entzogen 
waren. Vgl. Harrison, The Constitution of the United States, p. 41, London 1897- 
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